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In Erinnerung an Max Borsdorf

Max Borsdorf gehörte als konsequenter Antimilitarist zur linken

Opposition innerhalb der deutschen Arbeiterjugend. Beim Ver-

teilen der Zeitschrift «Jugend-Internationale» wurde der

Achtzehnjährige verhaftet und zur Strafe als Soldat an die

Westfront geschickt. Ein Bauchschuss setzte seinem kurzen

Leben am 3. Januar 1917 ein Ende.



Inhalt 3

nein sagen.
njet! lesen.

Impressum:

«Njet! - Das kommunistische Jugendmagazin»
Ausgabe Nr. 6, Jul i 201 4
Herausgeberin: Kommunistische Jugend Zürich
c/o PdA Zürich, Postfach 8721 , 8036 Zürich
E-Mail : Zuerich@KommunistischeJugend.ch
Abopreis: 20 Franken normal / 40 Franken soli
PC: 60-729369-5

Hundert Jahre sind seit dem Ersten Weltkrieg ver-

gangen, in dem Mil l ionen von Arbeiter*innen für

die Profitinteressen und Expansionsgelüste der

Imperial ist*innen geopfert wurden. Zum ersten Mal

wurden in einem grösseren mil itärischen Konfl ikt

Menschen industriel l vernichtet. Giftgas, Maschi-

nengewehre, U-Boote, Tanks, Bombenflugzeuge,

viele Elemente des modernen Massenmordens

wurden hier erstmals eingesetzt.

Die Widersprüche des Kapital ismus traten dabei

offen und unmissverständl ich zu Tage: Nicht zur

Befriedigung der Bedürfnisse der Menschen wird

produziert, einzig die Interessen der Kapital isten-

klasse sind von Bedeutung. Und wenn diese mit

Krieg durchgesetzt werden können, wird nicht mit

der Wimper gezuckt.

In dieser Ausgabe des Njet! erinnern wir uns jener

Katastrophe, die ganz und gar nicht zufäl l ig ein-

getreten ist, wie man uns in letzter Zeit weisma-

chen wil l . Wir beleuchten die ökonomischen und

politischen Interessen, welche die Kriegstreiber

bewegt haben, aber auch die Rolle der ach so

neutralen Schweiz. Besondere Aufmerksamkeit

geben wir dem Kampf der sozial istischen Jugend

im deutschsprachigen Raum gegen den Krieg und

der Frage, wie antimil itaristische Politik aussieht.

Es wird sich zeigen, dass Antimil itarismus ein

Kernthema für die Jugend bleiben muss, in diesen

Zeiten, wo die zwischenimperial istischen Span-

nungen wieder zunehmen. Wir müssen heute

noch sagen: Krieg dem Kriege!
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Gender*Sternchen

Im Njet! verwenden wir das sogenannte Gender*Sternchen, beispielsweise im Wort

«Kommunist*in». Diese Schreibweise ist aus der Queer-Theorie entstanden. Mit

dem Gender*Sternchen wird in den Wörtern Platz gemacht für die ganze Bandbrei-

te an Gender und sexuellen Identitäten der Menschen. Kurz gesagt: Es soll nicht

immer nur von heterosexuellen Männern die Rede sein und das wollen wir auch

sprachlich ausdrücken. Beim Gender*Sternchen handelt es sich al lerdings um eine

blosse Formalität. Der Kampf gegen Sexismus, Antifeminismus, Homo- und Trans-

phobie kann nur im echten Leben durch organisiertes Handeln geführt und auch

gewonnen werden.

Das Titelbi ld ist anhand des Werks «Die Überlebenden» der deutschen Grafikerin Käthe Kollwitz (1 867-1 945) gestaltet.
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KJ in
Aktion!

Die Kommunistische Jugend Zürich nimmt an der 1.Mai-Demo teil. Foto: Yoyo, 2014.

KJ Neuchâtel
Die Kommunistische Jugend Neuchâtel (Jeunes

POP) hat über Ostern ihr jährl iches Bildungswo-

chende, die Form'action, veranstaltet. Im Programm

standen Vorträge, Diskussionen, Workshops und

Filme. Es wurde über die Geschichte der kommu-

nistischen Bewegung in der Schweiz berichtet, von

der Ersten Internationalen über die Gründung der

Kommunistischen Partei der Schweiz bis zu ihrem

Verbot 1 944 und der Neugründung als Partei der Ar-

beit (PdA). Am Zweiten Tag erzählte ein Schweizer

Kommunist von der Geschichte der PdA anhand

seiner eigenen. Nicht zuletzt wurde auch über die

Gewerkschaftspolitik im Fall der streikenden

Spitalmitarbeiter*innen in Neuchâtel diskutiert sowie

über den Imperial ismus, wie ihn die EU ausübt.

KJ Zürich
1 4'000 Arbeiter*innen zogen am diesjährigen Ersten

Mai durch Zürich, darunter die Kommunistische Ju-

gend. Sie demonstrierten gegen schlechte Arbeits-

bedingungen und für bessere Löhne und Renten.

Überal l konnte auch die zentrale Forderung der

Schweizer Arbeiterschaft gehört werden: einen Min-

destlohn von 4'000 Franken. Ebenfal ls sehr präsent

war der Kampf gegen Rassismus.

Auf dem Kasernenareal fand nach der Demo und

am Wochenende darauf das all jährl iche Volksfest

statt. Die Kommunistische Jugend tei lte sich hier

den Stand mit der Partei der Arbeit Zürich. Am Fest

konnte man dann bei guter Musik und informativen

Vorträgen die von der KJ kreierten Drinks Sweet

Rosa oder Bitter Lenin geniessen.
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Hallo Emma!

Nochmals Roman vom letzten Mal. Deine Antwort hat mir gut

geholfen. Ich habe mit meinem Lehrmeister gesprochen und er

hat mir (etwas zähneknirschend) die Arbeitszeit aufhöchstens 9

Stunden am Tag gekürzt. Jetzt kann ich früher nach Hause,

wenn ich um 6 Uhr anfange, oder kann länger ausschlafen, je

nachdem. Es wäre aber noch schön, wenn ich längere Pausen

machen könnte: Ich habe 40 Minuten Mittagspause und noch

Znüni- und Zvieripausen von je 15 Minuten. Ist da etwas zu ma-

chen?

Hallo Roman.

Es freut mich mega, dass ich dir helfen konnte :D

Diesmal kann ich aber leider nicht viel für dich tun. Rechtl ich sieht es nämlich folgendermassen aus:

Wenn du tägl ich 7 bis 9 Stunden arbeitest, wie in deinem Fall , steht dir eine Mittagspause von mindestens einer

halben Stunde zu. Znüni und Zvieri sind gesetzl ich nicht vorgeschrieben, jeder Betrieb kann das nach eigenem Er-

messen regeln. Aber wenn du länger als fünfeinhalb Stunden am Stück arbeitest, darfst du mindestens 1 5 Minuten

Pause machen. Wie lange diese Pausen gehen, ist im Arbeitsvertrag geregelt. Schau dir also deinen Arbeitsvertrag

genauer an, viel leicht kannst du dort noch was rausschlagen.

Emma
hilft

PS: Falls auch du eine Frage hast bezüglich deiner
Lehre oder Schule, dann schick sie mir über:

Emma@KommunistischeJugend.ch
Deine Emma



«Das Resultat der Abstimmung ist schlecht», äusserte

sich Paul Rechsteiner (Foto) zum Ergebnis der Min-

destlohn-Initiative. Dabei untertrieb der SGB-Präsident

noch: mit nur 23.7 Prozent der Stimmen hatte sich der

Gewerkschaftsbund (SGB) mit Mitte Mai eine histori-

sche Schlappe eingefahren.

Über die Gründe der Niederlage ist schon ausgiebig

spekuliert worden. Von der «Neid-Mental ität» über die

unterschiedl ichen Abstimmungsbudgets bei SGB und

Wirtschaft (anderthalb Mil l ionen zu unbekannten Mil-

l ionenbeträgen) bis hin zur faden, leicht nationalisti-

schen Gewerkschaftskampagne «Starkes Land. Faire

Löhne.» dürften viele Faktoren eine Rolle gespielt ha-

ben.

Wir glauben allerdings, dass ein noch wenig betrach-

teter Aspekt wesentl ich zum Desaster beigetragen hat:

das Abstimmungsverhalten des Kleinbürgertums. Un-

serer Meinung nach hat gerade die Kleinbesitzerin,

der Ladenhalter, die Café-Chefin in der Abstimmung

eine Rolle gespielt. Warum? Schauen wir es uns an.

Vom
Desaster:
Mindestlöhne
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Vom
Desaster:
Mindestlöhne

Gut 2.2 Millionen Menschen stimmten gegen die Mindestlohn-

Initiative. Die Zahl lässt sich nicht allein aus dem Kleinbürgertum

erklären. Das Grosskapital hingegen ist zahlenmässig weitgehend

irrelevant. Erklärbar wird das Ergebnis der Abstimmung nur, wenn

man annimmt, dass auch Arbeiter*innen gegen Mindestlöhne vo-

tierten. Sie stellen die eigentliche Masse an Menschen in der

Schweiz dar. In der Abstimmung um Mindestlöhne vertrauten sie

massenhaft kleinbürgerlichem Gerede von Stellenverlust und nicht

mehr lohnender Ausbildung gegen die Initiative.

48.2 Prozent der Arbeitenden sind in Mikro- und Kleinbetrieben mit

maximal 49 Beschäftigten tätig. Gerade in diesen Kleinbetrieben

ist die Zusammenarbeit des Chefs mit den Arbeitenden besonders

eng, der Einfluss des Kleinbürgertums auf die Arbeiterschaft ent-

sprechend gross. Über diesen Kontakt, diese enge Verbindung wirkt

der Einfluss des Kleinbürgertums in die Arbeiterschaft hinein. Unter

Abwesenheit eines Klassenbewusstseins der Arbeitenden wird so

eine Masse der Arbeitenden in kleinbürgerlichen Bann geschlagen,

vertraut kleinbürgerlicher Propaganda. Etwa der gegen ordentliche

Mindestlöhne.

Fast 550'000 Mikro-, Kleine und Mittlere Unternehmen (KMU)

kennt die Schweiz. Sie sind die Klassenbasis des Kleinbürgertums.

Hinzu kommen Teile der Beamtenschaft aus dem öffentlichen

Sektor. Schon zahlenmässig ist das Kleinbürgertum der Schweiz

eine nicht zu ignorierende Klasse. Ihr Einfluss reicht aber – wie wir

noch sehen werden – bis in die Arbeiterschaft hinein, macht also

nicht an den Klassengrenzen halt.

99.7 Prozent der marktwirtschaftlichen Unternehmen sind KMU.

Viele dieser KMU leben von den schlechten Arbeitsbedingungen;

eine Verbesserung der Löhne für ihre Angestellten hätte sie ge-

troffen. Entsprechend sind gerade die KMU, vertreten durch den

Gewerbeverband, gegen die Mindestlohn-Initiative in Stellung ge-

gangen – mit ihnen: das Kleinbürgertum. Ein Unternehmerkomitee

für die Mindestlohn-Initiative, wie es etwa bei der 1:12-Initiative vor-

handen war, gab es diesmal nicht.

Quelle: KMU in Zahlen: Firmen und Beschäftigte. (Zahlen von 201 1 .) www.admin.ch

Foto & Grafiken: Yoyo, Bern. Text: Yoyo & Patricia, Bern
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Streik­Erfolg gegen Lohndumping
Im Februar traten die Arbeiter auf der ZARA-Baustelle im Zürcher Bally-Haus in den Streik. Der
Ausstand war die Antwort auf massives Lohndumping und zwang das verantwortliche Bau-
unternehmen, hinter dem der Milliardenkonzern Inditex steht, zur Schuldbegleichung. Ein Er-
folg für Arbeiter*innen und Gewerkschaft – aber der Kampf gegen Lohndumping geht weiter.

Hinter den Gemäuern an der Zürcher Bahnhofstras-

se fl iesst viel Geld. Nur nicht in die Taschen der Ar-

beiter*innen, die für die bauliche Herrichtung der

profitablen Geschäfte verantwortl ich sind. Das macht

der Fall ZARA vom vergangenen Februar deutl ich:

Auf der Baustel le des neuen Flagshipstore im Bally-

Haus wurden rund 50 spanische Arbeiter zu Tiefst-

löhnen zwischen 900 und 2'000 Euro beschäftigt, bei

einer Arbeitszeit von 60 Stunden pro Woche. Ein

eklatanter Verstoss gegen den Landesmantelver-

trag, der einen Mindestlohn von rund 4'500 CHF bei

einer 42-Stunden-Woche vorsieht. Der Fall wurde

publik, nachdem die Gewerkschaft Unia von Bauar-

beitern informiert worden war.

Perfide Methoden
Nur wenn Arbeiter*innen untereinander und mit Ge-

werkschaftsvertreter*innen über Lohn und Arbeits-

zeit sprechen, können Missstände aufgedeckt und

bekämpft werden. Im Fall ZARA hatte die Gewerk-

schaft von Betroffenen gefälschte Arbeitsrapporte

erhalten, die belegten, unter welchen widrigen Be-

dingungen sie von diversen Subunternehmen der

spanischen Goa Invest S.A. – die wie ZARA zum In-

ditex-Konzern gehört – beschäftigt wurden. Der

Bauarbeiter Juan Carlos Carabal Santiago berichte-

te später, er habe unterschreiben müssen, «dass ich

gleich viel verdiene wie ein Schweizer – und auch,

dass ich weniger Stunden arbeite als in der Reali-

tät». Ausserdem sei ihm bereits in Spanien empfoh-

len worden, bei Nachfragen von Kontrol leuren und

Gewerkschaften falsche Angaben zu machen.

Die Aussage von Carabal Santiago macht deutl ich,

mit welchen perfiden Methoden Lohndumping be-

trieben und vertuscht wird. Um Personalkosten tief

zu halten, rekrutieren Unternehmen vornehmlich Ar-

beitskräfte aus Ländern, in denen grosse Arbeitslo-

sigkeit herrscht. Die Konzerne schlagen aus der Not

der Menschen Profit. Im Fall ZARA machten die Ar-

beiter dem Gewerbe allerdings einen Strich durch

die Rechnung: Sie traten in den Ausstand und bau-

ten Druck auf. Bis sich das Bauunternehmen Goa

Invest S.A. nach zweiwöchigem Baustopp schliess-

l ich verpfl ichtete, die fäl l igen Lohnnachzahlungen –

bis zu mehreren tausend Franken pro Person – zu

leisten.

Erfolgreicher Arbeitskampf
Die Arbeiterschaft hat das Kräftemessen gewonnen.

Der ZARA-Streik ist ein Beispiel für den erfolgrei-

chen Arbeitskampf. Aber auch Beleg dafür, dass Ar-

beiter*innen und Gewerkschaft im Kampf gegen

Lohndumping auf sich al leine gestel lt sind. «Wenn

wir zehnmal mehr Personal hätten, würden wir

zehnmal mehr solche Fälle finden», sagte Unia-

Sprecher Lorenz Keller im Nachgang zum Fall ZA-

RA. Deshalb fordert die Unia nun mit einer kantona-

len Volksinitiative, dass die Behörden bei

dringendem Verdacht eine Baustel le sti l l legen kön-

nen. Heute werden Dumping-Fälle ledigl ich mit

Geldstrafen von maximal 5'000 CHF geahndet.

Wenn überhaupt. Das wirkt auf einen 1 6.7-Mil l iar-

den-Umsatz-Konzern wie Inditex nicht sonderl ich

abschreckend. Gegen Lohndumping wirkt nur ein

Mittel: Der Streik – wie bei ZARA.

Patricia, Bern

Hinein in die Gewerkschaft!
Für alle Arbeitenden, aber auch für Arbeitslose und Menschen ohne Arbeitserlaubnis, ist es äusserst wichtig, sich zu or-

ganisieren. Denn die Chefinnen und Bosse sind stets darauf aus, die Personalkosten möglichst tief zu halten. Stellen

werden eingespart, Löhne und Sozialleistungen gedrückt, das Arbeitsrecht aufgeweicht – in Kleinunternehmen genauso

wie in Grosskonzernen. Meist geschieht das legal über die bürgerlichen Parteien, Unternehmensverbände, Lobbying.

Wenn es ihnen passt, übergehen sie auch einfach das Gesetz. Mit der Gewerkschaft kann dagegen gekämpft werden.

Also: Werde aktiv, sprich mit deinen Kolleg*innen im Betrieb, organisiert euch und holt euch Unterstützung bei der Unia

(www.unia.ch) oder einer anderen Gewerkschaft (www.sgb.ch).
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Das ZARA-Gebäude steht jetzt. Ein nobler Laden, wie es sie viele gibt an der Bahnhofstrasse in Zürich. Aber der Streik zeigte einmal mehr, dass ohne die
Arbeitenden nichts läuft und nichts zustande kommen kann. Foto: Harald, 2014.
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«Privatisierung des ganzen Dienstleistungssektors? Stopp TiSA-Abkommen!» Die Kommunistische Jugend Zürich führte eine kleine Aktion durch, um auf
den geplanten hinterhältigen Anschlag auf das Sozialwesen aufmerksam zu machen. Foto: Harald, 2014.
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Wer regiert die Welt?
Seit Mitte 2013 laufen hinter verschlossenen Türen Verhandlungen, die ein konkretes Ziel
haben: Die Wirtschafts-NATO soll entstehen. Ein Monster, das die ganze Welt regieren und
beeinflussen soll. Kräftig vorangetrieben wird das Vorhaben von den Banken und Grosskon-
zernen, um sämtliche Bereiche der Wirtschaft rund um den Globus zu liberalisieren und pri-
vatisieren. Doch der Widerstand formiert sich – auch in der Schweiz!

Wer regiert die Welt? Die Antwort ist einfacher, als

sie auf den ersten Augenblick erscheinen mag. Karl

Marx schrieb vor über hundert Jahren: «Das Bedürf-

nis nach einem stets ausgedehnteren Absatz für ihre

Produkte jagt die Bourgeoisie über die ganze Erd-

kugel. Überal l muss sie sich einnisten, überal l an-

bauen, überal l Verbindungen herstel len. Die

Bourgeoisie hat durch ihre Ausnutzung des Welt-

markts die Produktion und Konsumption aller Länder

kosmopolitisch gestaltet». Ein Ausdruck dieser kos-

mopolitischen Gestaltung, heute Globalisierung ge-

nannt, ist das «Transatlantic Trade and Investment

Partnership» (TTIP). Dieses transatlantische Han-

dels- und Investitionsabkommen soll die Privi legien

von Konzernen und Investor*innen absichern und

sogar noch ausweiten. Die Verhandlungen began-

nen im Juli 201 3 in Washington mit der erklärten

Absicht, in zwei Jahren ein Abkommen zu unter-

zeichnen, das eine transatlantische Freihandelszone

besiegelt, eine Art Wirtschafts-NATO. Eine neue

Weltmacht, die von Lori Wallach, der Chefin der

grössten Verbraucherschutzorganisation der Welt

«Public Citizen», als «die grosse Unterwerfung unter

die Interessen von Grosskonzernen» und als

«Staatsstreich in Zeitlupe» bezeichnet wurde.

Geheime Verhandlungen
Es sind die Grosskonzerne und Banken, welche,

selbstverständl ich in ihren Interessen, die TTIP-Ver-

handlungen vorantreiben. Dies zeigt sich bei nähe-

rer Betrachtung der TTIP-Verhandlungsführer*innen:

Michael Froman – ehemaliger Manager der Citigroup-Bank, heute im Amt

des US-Handelsvertreters (USTR).

Daniel Mullaney – Mitarbeiter beim USTR.

Stefan M. Selig – ehemaliger Investmentbanker der Bank of America.

Islam Siddiqui – Lobbyist für Croplife, dem Verband der Saatgutkonzerne.

Melissa Agustin – Lobbyistin für Monsanto, Chemie- und Agrarkonzern.

Sean Darragh – Mitarbeiter bei GMA, dem Verband der Lebensmittelpro-

duzenten.

Braucht es weitere Beispiele um zu verstehen, wel-

che Interessen da im Vordergrund stehen?

Die Verhandlungen finden hinter verschlossenen

Türen statt. Kein einziges Parlament dieser Welt hat

je etwas Offiziel les über den Inhalt zu sehen be-

kommen. Zugang zu den Dokumenten und ganz di-

rekt zu den Entscheidungsträger*innen haben nur

600 offiziel le Berater*innen der Grosskonzerne, in

dessen Auftrag die Verträge ausgehandelt werden.

Warum die Öffentl ichkeit wie das Weihwasser vom

Teufel gemieden wird, erklärte in einem Anfal l von

Ehrl ichkeit der im Juni 201 3 zurückgetretene US-

Handelsminister Ron Kirk: «In einem früheren Fall ist

der Entwurf für ein umfassendes Handelsabkommen

publiziert worden, und deshalb sei es am Ende ge-

scheitert.» Kirk bezog sich auf den ersten Anlauf

zum Nordamerikanischen Freihandelsabkommen

Nafta, dessen Text 2001 auf die Website der Regie-

rung gestel lt worden war und daraufhin eine Welle

an Protesten und Widerstand auslöste.

Bei jeder Schweinerei ist die Schweiz mit dabei
Und die Schweiz? Sie ist an vorderste Front mit da-

bei – wie könnte es anders sein! Bestes Beispiel da-

für sind die Verhandlungen – selbstverständl ich

auch diese unter dem Siegel «Top Secret» – für das

TiSA. Diese Abkürzung steht für «Trade in Services

Agreement» und ist nichts anderes als ein Abkom-

men über die Privatisierung des Dienstleistungssek-

tors, an dem rund fünfzig Länder unter der Führung

der USA und der EU beteil igt sind. Ziel ist die völl ige

Liberal isierung in möglichst vielen Bereichen wie

Bildung, Wasser, Energiebereitstel lung, Finanz-

dienstleistungen, Bau und Einzelhandel. Wie von

Public Services International, einem Gewerkschafts-

dachverband in mehr als 1 40 Ländern, zu erfahren

ist, könnten «90 Prozent al ler existierenden Dienst-

leistungen in das Abkommen aufgenommen wer-

den». Das würde bedeuten, dass sämtl iche

Wirtschaftsaspekte einer Gesellschaft dereguliert

und für den internationalen Wettbewerb geöffnet
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würden. Besonders im Fokus stehen jedoch die Be-

reiche Bildung und Gesundheit. In der Schweiz sind

in den beiden Sektoren um die 500'000 Arbeitsplätze

betroffen.

Wir haben die Wahl
Doch – und das ist die gute Nachricht – formiert sich

weltweit Widerstand gegen die neue Weltmacht

Wirtschafts-NATO. In Vertretung von hunderten Mil-

l ionen von Mitgl iedern haben rund 350 internationale

zivi lgesellschaftl iche Organisationen in einem offe-

nen Brief die Länder, die über das TiSA verhandeln,

zur Aufgabe ihres Vorhabens aufgefordert. Im

Schreiben wird festgehalten, dass die Verhandlun-

gen einer weitgehend kommerziel len Agenda folgen,

um «Konzernen grössere Profite zu Lasten von Ar-

beitnehmern, Bauern, Verbrauchern, Umwelt und

vielen anderen zu beschaffen». Europaweit wurde

eine Kampagne lanciert, die bis zu den europäi-

schen Parlamentswahlen vom 25. Mai dauern wird.

Und in der Schweiz hat sich Mitte März das Komitee

«Stop TiSA» gegründet. Als erste Aktion wurde eine

Petition lanciert. Ziel ist ein möglichst breiter Wider-

stand gegen das TiSA und somit auch das Aufzeigen

der Gefahren, die sich hinter TiSA und all den ande-

ren geplanten Abkommen verbergen. Wir haben die

Wahl: Gemeinsamer Widerstand zu leisten oder be-

herrscht zu werden von einem Wirtschafts-NATO-

Monster.

Siro, Partei der Arbeit Zürich

Seit Februar 201 2 beteil igt sich die Schweiz aktiv an den Verhandlungen über ein pluri laterales «Abkommen über

den Handel mit Dienstleistungen», besser bekannt unter seiner englischen Abkürzung TiSA (Trade in Services

Agreement); mit TiSA sollen sämtl iche Dienstleistungen für die Konkurrenz geöffnet werden.

Wie andere Verträge zum «Freihandel» und der «Marktöffnung für uneingeschränkten Wettbewerb», so stützt sich

auch dieser Vertrag auf Zwangsmassnahmen, die die Autonomie und die Kontrol lmöglichkeiten für die Staaten –

und noch viel wichtiger: für die Bevölkerung – stark einschränken. Diese Abkommen beinhalten insbesondere die

Einrichtung von speziel len Gerichten, die ausserhalb des Rechts der Unterzeichnerstaaten operieren.

Indem TiSA vom Grundsatz der Öffnung aller Dienstleistungen für den Wettbewerb ausgeht, zwingt man dem Staat

eine «Verpfl ichtung zur wirtschaftl ichen Neutral ität» gegenüber öffentl ichen und anderen Anbietern auf, mögen letz-

tere in den entsprechenden Sektoren nun «privatwirtschaftl ich oder ehrenamtl ich» funktionieren. Durch seine Ratifi-

zierung werden die Fundamente unsere Gesellschaften gefährdet, sei dies mit einer Einschränkung des Zugangs

zu der Grundversorgung oder der Abschaffung der demokratischen Kontrol le in wichtigen Bereichen.

- Wir wollen den Service public bewahren und weiterentwickeln.

- Wir sind beunruhigt über den versuchten Zugriff von Privatinteressen auf die grundlegenden

Bedürfnisse der Bevölkerung, die durch öffentl iche Dienstleistungen abgedeckt werden sollten.

- Wir lassen uns die Mittel öffentl icher Kontrol le nicht wegnehmen.

Deshalb verlangen wir vom Bundesrat:

- Die Öffentl ichkeit und das Parlament vollständig und erschöpfend über die Ziele und

den Inhalt von TiSA zu informieren.

- Die erforderl ichen Massnahmen für einen unverzüglichen Rückzug der Schweiz aus

diesen Verhandlungen zu ergreifen.

Unterschreibe die Petition online unter:
www.stop-tisa.ch

Petition gegen das Abkommen zum Handel mit Dienstleis­
tungen (TiSA), für die Wahrung der demokratischen Rechte
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Machtkampf um die Ukraine
Der Konflikt in der Ukraine ist ein Kampf der westlichen Mächte gegen die Vorherrschaft
der regionalen Grossmacht Russland. Bisher waren die Interessen der russischen Wirtschaft
bestimmend für die Ukraine. Der vergangene Staatsstreich hatte das Ziel, dies zu ändern.
Die EU liess den antirussischen Kräften freie Hand, um ihre eigenen Ziele durchzusetzen:
die Annäherung der Ukraine an die EU.

Es tobt ein Kampf zwischen den Truppen der ukrai-

nischen Regierung und Teilen des Landes, die sich

gegen den Staatsstreich im Februar stel len.

Das Massaker in der südukrainischen Hafenstadt

Odessa hat die Bewohner*innen der Region er-

schüttert. Faschisten machten Jagd auf Linke und

prorussische Bevölkerungstei le. Als sich ein Teil der

Gejagten ins Gewerkschaftshaus retten konnte,

wurde dieses von den Faschisten in Brand gesetzt.

Wer sich durch einen waghalsigen Sprung aus dem

danach fast vol lständig ausgebrannten Gebäude

retten wollte, wurde totgeprügelt. 46 Tote und Hun-

derte Verletzte waren die Folge dieses Terrors. Die

Regierung in Kiew tolerierte dies. Die Opfer werden

als Separatist*innen abgetan, die das Land spalten

wollen, und damit werden auch gleich al lfäl l ige Un-

tersuchungen unter den Tisch gekehrt.

Es folgte ein weiteres Massaker mit bis zu 30 Toten

durch ukrainische Nationalist*innen in der Stadt Ma-

riupol im südlichen Donbass. Die Täter gingen nach

dem gleichen Muster vor wie in Odessa. Anwoh-

ner*innen berichteten, dieser feige Anschlag sei

durch die Nationalgarde verübt worden, welche die

neue ukrainische Regierung gegründet hatte, um die

nichtstaatl ichen Kräfte zu entwaffnen. Oder anders

formuliert, sie hat die organisierten Kämpfer*innen

des faschistischen Rechten Sektors zu einem offizi-

el len Teil der Staatsgewalt gemacht. 1

Folgen der Massaker
Der Terror gegen die eigene Bevölkerung blieb nicht

unbeantwortet, es gingen mehrere Tausende mit der

Parole «Odessa wird nicht verziehen!» auf die

Strasse. Aufgrund der gegenwärtigen gefährl ichen

Umständen finden sich unter den Demonstrant*in-

nen hauptsächlich junge Erwachsene. Der Konfl ikt

zwischen der prowestl ichen Zentralregierung und

den östl ichen Landestei len spitzt sich derweil zu. Die

südl ichen Landestei le Donezk und Luhansk akzep-

tierten die von der Regierung in Kiew eingesetzten

Gouverneure, wie den Oligarchen Serhij Taruta in

Donezk, nicht und ihre Regionalregierungen liessen

die Bevölkerung über die Eigenständigkeit der Regi-

on abstimmen. Mit überwältigendem Erfolg: In Do-

nezk stimmten 89% bei einer Stimmbeteil igung von

75% für die «Volksrepublik Donezk». In Luhansk

sprachen sich 96% für die Selbständigkeit der Regi-

on aus, hier waren 81 % zur Wahl gegangen.

Der Kampf zwischen den prorussischen Kräften und

den pro-EU Truppen der ukrainischen Regierung
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1 Siehe Njet! : Staatsstreich in Kiew. Apri l 201 4.
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tobt. Die Soldaten scheiterten tei lweise am Wider-

stand der Bevölkerung und den Kämpfer*innen im

Donbass (östl iche Provinz in der Ukraine). Doch oh-

ne eine Eingl iederung in die russische Föderation

stehen die Überlebenschancen der kleinen «Volks-

republiken» schlecht. Denn auf eine Belagerung ih-

rer Städte durch die Ukraine sind sie nicht

vorbereitet. Nun aber bombardiert die ukrainische

Luftwaffe Städte in der Ostukraine, beschiesst sie

mit der Arti l lerie und belagert sie mit Panzern.

Entwicklung zum Imperialismus
Der Kapital ismus befindet sich in seinem imperial is-

tischen Stadium. Riesige, monopolistische Betriebe

sind aus der freien Konkurrenz der Kleinbetriebe

entstanden. Diese Riesenkonzerne spielen eine im-

mer grösser Rolle in der Wirtschaft, im Gegensatz

zu den Kleinbetrieben. Aber sowohl in der freien

Konkurrenz (die ihr Ende am Anfang des 20. Jahr-

hunderts fand) als auch in der Konkurrenz der Mo-

nopolbetriebe sind die Unternehmen zu ständigem

Wachstum und Profitsteigerung gezwungen. Die

Monopole sind deutl ich effizienter als die Kleinbe-

triebe, ihre Produktionskosten sind wesentl ich gerin-

ger und sie planen ihre Geschäftstätigkeiten aufs

Genauste. Die Imperial ist*innen und ihre Lobby-

ist*innen setzen in den Parlamenten und Regierun-

gen ihre Interessen durch. Genauer gesagt setzen

sie die Interessen der verschiedenen Wirtschafts-

gruppen durch, die sie vertreten. Keine der grossen

Parteien könnte ohne die gewaltigen Gelder der

Grossbetriebe arbeiten, wie sie es heute tun. Das

macht sie abhängig, denn diese Finanzoligarchie ist

ihre Existenzgrundlage. Die Regierungen könnten

sich ohne den Rückhalt bzw. gegen den Widerstand

der Besitzer*innen von Grossbetrieben nicht an der

Macht halten. Sie würden ausgetauscht.

Beim Kampf zwischen den prowestl ichen und pro-

russischen Kräften handelt es sich um einen Kampf

zwischen imperial istischen Mächten. Es geht um

Einflussbereiche und Absatzmärkte. Das Ziel der

USA und Westeuropas, mit deren Hilfe Präsident

Janukowytsch gestürzt wurde, ist, die Ukraine in ih-

ren Einflussbereich, in die EU und die NATO, einzu-

binden.

Der Reichtum der Ukraine
In der Ukraine pral len nun zwei imperial istische Blö-

cke zusammen, der russische und der westeuropäi-

sche (mit Unterstützung und Einmischung des

US-amerikanischen).

Der Osten ist für die Regierung in Kiew extrem

wichtig. Im Vergleich zu den westl ichen Teilen, sind

diese Regionen nämlich wirtschaftl ich besonders

stark. Alleine die Region Donezk erwirtschaftete

1 2.4% der gesamten Wirtschaftsleistung (BIP) der

Das ausgebrannte Gewerkschaftshaus in Odessa nach dem Massaker. 46 linke und prorussische Aktivist*innen kamen im Feuer um, das von
Faschist*innen gelegt worden ist. Foto: Yuriy Kvach, 22.05.2014.
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Ukraine. Das ist mehr als die fünf westukrainischen

Regionen Lwiw, Transkarpatien, Ivano-Frankiwsk,

Wolyn und Ternopil zusammen. Diese haben zu-

sammen 1 2.1 % des BIP. 2

Die Ukraine besitzt übrigens auch Rohstoffe: Eisen-

erz, Kohle, Mangan, Erdgas (Produktion 201 2: 1 8.6

Mrd. Kubikmeter), Öl, Schwefel, Graphit, Titan, Ma-

gnesium, Kaolin, Nickel und Quecksilber.

Russische Interessen
Die ukrainische Wirtschaft hat starke Verflechtungen

mit der russischen Wirtschaft. 23.8% der Importe

kamen 201 3 aus Russland, 30.2% der Exporte gin-

gen dahin. Im Vergleich, nur 3.6% der Exporte gin-

gen in die USA. 3

Die Ukraine stand unter Janukowytsch, trotz Verbin-

dungen zur EU, unter starkem Einfluss der russi-

schen Wirtschaft. Auch planten Russland, Belarus

und Kasachstan, die Ukraine gleichfal ls als Teil der

Eurasischen Wirtschaftsunion (EAWU) zu integrie-

ren. Die EAWU ist das russische Gegenstück zur EU

und dazu geschaffen, den dortigen Kapital ist*innen

den Zugang zu den ausländischen Märkten zu er-

leichtern und Schutzzölle abzubauen. Das Beispiel

der EU zeigt, dass dies in der Praxis solcher Unio-

nen vor al lem den grössten und stärksten Unterneh-

men und Ländern nützt.

Nicht nur die NATO demonstrierte unter anderem in

Libyen, im Irak, in Afghanistan oder in der Zentral-

afrikanischen Republik im letzten Jahrzehnt seine

mil itärische Stärke. Auch Russland zeigte seine

Zähne. Beim Einmarsch des NATO-Anwärters Ge-

orgien in Südossetien schützen sie die abtrünnige

Region, schlugen die Besatzer innert kürzester Zeit

zurück und demonstrierten dadurch ihre Kriegsfä-

higkeiten.

US-amerikanische Interessen
Um die Interessen zu «schützen», sind US-Söld-

ner*innen in der Ukraine im Einsatz. Sie verteidigen

die Interessen der Konzerne aus den USA, welche

die ukrainische Wirtschaft in die EU bringen wollen,

also unter die Vorherrschaft des westl ichen Wirt-

schaftsbundes. Für diesen Kampf um die Einfluss-

sphären der Absatzmärkte «spendeten» die USA

fünf Mil l iarden Dollar. Selbstverständl ich wurden

diese als Spenden für die Demokratisierung der

Ukraine betitelt. Sie finanzierten die Proteste auf

dem Maidan mit, welche dann durch die Faschisten

zum Putsch führten.

Harald, Zürich

Ein Wahlplakat für Petro Poroschenko. Poroschenko wurde im Mai
2014 zum ukrainischen Staatspräsidenten gewählt, wobei im Osten
des Landes die Wahlbeteiligung sehr tief ausfiel. Der neugewählte
ukrainische Präsident ist siebtreichster Oligarch und seit 2006
Informant der USA, wie Wikileaks aufgedeckt hat.
Foto: Ben Sutherland. Charkiw (Ukraine), 08.06.2014.

2 IP-Die Zeitschrift: Putins ökonomischerMärchenglaube. 20.03.201 4.
3 AHK: Wirtschaftsdaten kompakt: Ukraine. www.ahk.de/fi leadmin/ahk_ahk/GTaI/ukraine.pdf
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Soviel kostet Krieg
Das kapitalistische System bringt unweigerlich Krieg hervor. Abermilliarden werden heute
für die Rüstung ausgegeben. Es ist deshalb für alle friedliebenden Bewegungen notwendig,
die Entwicklungen auf diesem Gebiet im Auge zu behalten.

Vor hundert Jahren lag Deutschland an der Spitze

im Wettrüsten der imperial istischen Mächte. Nach

Deutschland folgten in den vordersten Rängen

Russland, Grossbritannien und Frankreich in dieser

Reihenfolge, wobei das Budget Deutschlands um

etwas mehr als ein Viertel grösser war als das von

Frankreich. 1 Ein furchtbarer Weltkrieg wurde vom

Zaun gebrochen, in dem sich Deutschland einen

seiner wirtschaftl ichen Stärke angemessenen «Platz

an der Sonne» erstreiten wollte.

Heute stehen die USA mit gewaltigem Abstand zu-

vorderst in der globalen Hierarchie. 2 Auf unvorstel l-

bare 658 Mil l iarden Dollar belaufen sich die

Mil itärausgaben 201 2. Die mil itärische Hegemonie

der USA ist ungebrochen. Das zweitplatzierte China

gibt gerade mal einen Viertel von dem für Waffen

aus, was sich die US-Amerikaner*innen leisten.

Die uneinholbare Führung der USA hat wahrschein-

l ich den Konkurrenzkampf unter den imperial isti-

schen Ländern gedämpft. Massgeblicher dürfte aber

die sozial istische Alternative der Sowjetunion gewe-

sen sein, die damit für ein halbes Jahrhundert den

Ausbruch eines dritten Weltkriegs verhindert hat.

Diese Alternative ist weg. Und das heutige China,

das nur noch halbherzig den Anschein von Sozial is-

mus gibt, kann sie nicht ersetzen.

Wir befinden uns also wieder in der Ausgangslage

wie vor dem Ersten Weltkrieg; der imperial istische

Konkurrenzkampf kann von vorn beginnen. Und

doch haben sich die Umstände deutl ich verändert: In

den vom Imperial ismus unterworfenen Ländern, den

ehemaligen Kolonien hat sich der Kapital ismus zum

grössten Teil etabl iert. Manche dieser Länder wie

China, Indien, Brasil ien oder die Türkei konnten sich

bereits zu regionalen Mächten aufschwingen und

beeinflussen die Weltpol itik tiefgreifend.

Jüngste Tendenzen
Die Entwicklung der Mil itärausgaben in den letzten

Jahren zeichnet folgendes Bild: Die desaströse

Wirtschaftskrise von 2008 hatte Folgen auf das

Rüstungsetat der westl ichen Länder. Die dortige

Sparpolitik bewirkte erstmals seit langem einen

Rückgang der Mil itärausgaben in Nordamerika,

Zentral- und Westeuropa. Währenddessen stiegen

sie noch immer in Asien, Afrika, Ozeanien und

Russland. Auch Südamerika gab mehr Gelder für

die Kriegswirtschaft aus, al lerdings wird der Anstieg

dort mit dem Kampf gegen Drogen und Kriminal ität

begründet.

In der nebenstehenden Grafik wurden einerseits die

Top 1 5 der grössten mil itärischen Geldverschwender

aufgelistet. Es ist zu sehen, dass die ersten drei Lis-

tenplätze von den Grossmächten USA, China und

Russland angeführt werden, die man als voneinan-

der unabhängige Pole der Weltpol itik betrachten

kann. Darauf folgen in einem Block Grossbritannien

bis Deutschland, die wichtigsten Mächte der Ersten

Welt mit Ausnahme von Indien. Saudi-Arabien bildet

einen Spezialfal l . Wie man der unteren Liste ent-

nehmen kann, sind die saudischen Mil itärausgaben

bezogen auf die Bevölkerung enorm hoch, ver-

gleichbar mit denjenigen der USA, Israel und Aus-

tral ien. Dies darf man allerdings nicht falsch

interpretieren: Nimmt man noch das ebenfal ls hoch-

mil itarisierte Südkorea dazu, handelt es sich bei die-

sen Staaten um den USA hörige Regimes, die für

die Supermacht strategisch besonders wichtig sind.

Auf jedem Erdtei l steht den USA mindestens ein

Staat zur Verfügung, von dem aus die Führung der

USA gewahrt werden kann. Das bedeutet nicht,

dass diese Länder nicht trotzdem eigenhändig zur

Gefahr für den Weltfrieden werden können.

Diese Zahlen haben letztl ich nur Sinn, wenn man sie

mit den realen Entwicklungen in Beziehung setzt.

Frankreichs verstärkte Einmischung in Afrika (Mali ,

Zentralafrikanische Republik) ist besorgniserregend,

ebenso das Zündeln der Saudis in Syrien. Auch

Russland darf mit seinen imperial istischen Tenden-

zen in der Ukraine nicht ausser Acht gelassen wer-

den, al lerdings genausowenig die westl iche

Einmischung in jenem Land und die Hetze gegen

Russland.

Text & Grafik: Taki, Zürich
1 Entnommen aus: The Literary Digest. 23.02.1 935, S. 42.
2 Die folgenden Zahlen und Interpretationen stützen sich auf das Jahrbuch 2013 des Stockholm International Peace Research Institute (SIPRI).
Das Jahrbuch 2014 wird erst im Jul i erscheinen.
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Bonzen im Blutrausch
Im August 1914 begann der Erste Weltkrieg. Es war bis dahin der grösste Krieg der Geschichte.
17 Millionen Menschen kamen darin um. Ausgelöst wurde der Krieg durch die Ermordung des
österreichisch-ungarischen Thronfolgers. Das Ereignis war Kriegsauslöser, keinesfalls aber der
Kriegsgrund. Dieser lag viel mehr im Konkurrenzkampf der imperialistischen Staaten, der sich
immer weiter zugespitzt hat, und der bis heute noch nicht abgeklungen ist.

Deutschland trug zwar nicht die Schuld am Ersten

Weltkrieg, aber der deutsche Historiker Fritz Fischer

formuliert es so: «Da Deutschland den

österreichisch-serbischen Krieg gewollt, gewünscht

und gedeckt hat, und, im Vertrauen auf die deutsche

mil itärische Überlegenheit, es im Jahre 1 91 4

bewusst auf einen Konfl ikt mit Russland und

Frankreich ankommen liess, trägt die deutsche

Reichsführung einen erheblichen Teil der

historischen Verantwortung für den Ausbruch des

allgemeinen Krieges.»1

Die deutschen Machthaber verstanden es geschickt,

die Umstände so erscheinen zu lassen, dass das

Deutsche Reich in den Krieg hineingezogen worden

wäre. In Wirkl ichkeit wünschten und kalkul ierten sie

den Krieg gut ein. So liess der deutsche Botschafter

Tschirschky im Namen des Kaisers den

Österreicher*innen ausrichten, «dass man in Berl in

eine Aktion von ihnen gegen Serbien erwarte und

dass in Deutschland nicht verstanden würde, wenn

die gegebene Gelegenheit vorübergehe, ohne einen

Schlag zu führen»2

Ist die Sache damit abgehakt? Waren die anderen

imperial istischen Mächte unschuldige Opfer?

Dem Krieg ging ein wahnsinniges Wettrüsten unter

den imperial istischen Mächten voraus. Den

Herrschenden aller dieser Länder war bewusst, dass

bald ein Krieg kommen musste, die vielen kleinen

Konfl ikte im Vorfeld zeugten davon. Der Grund für

Krieg l iegt im System. Der Wettbewerb zwischen

den imperial istischen Staaten hat gewaltige Span-

nungen unter den Weltmächten mit sich gebracht,

die nach einer mil itärischen Lösung verlangte.

Von der freien Konkurrenz zum Imperialismus
Ungefähr mit dem Übergang vom 1 9. ins 20. Jahr-

hundert wechselte der Kapital ismus in seine aktuel le

Phase über. Durch den Konkurrenzkampf der Klein-

betriebe untereinander und die al le paar Jahre wie-

derkehrenden Krisen nahm er seine jetzige Form an.

Ein Sinnbild für Kolonialismus: Ein weisser «Gentleman» wird von einem schwarzen «Wilden» im traditionellen Kostüm gezogen. Die Postkarte stammt
aus Durban in der britischen Kolonie Südafrika. Auf der Rikscha steht «For Europeans only» (Nur für Europäer/Weisse). Foto: simpleinsomnia, Aufnahmedatum unbekannt.

1 Fritz Fischer: Griff nach derWeltmacht. Droste Verlag. Düsseldorf, 1 961 . S. 97.
2 Fritz Fischer: Jetzt oder nie - Die Julikrise 1914. Der Spiegel, 21 /1 964.
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Imperialismus heute: Die Karte zeigt alle Länder der Erde, die bekanntermassen auf ihrem Boden US-Militäreinrichtungen dulden müssen. Es handelt sich
zwar fast nirgends mehr um wirkliche Kolonien der USA (ausser im Fall von Puerto Rico, Guam, Samoa und einigen anderen Inseln), dennoch sind die US-
amerikanischen Interessen für viele dieser Länder in der politischen und ökonomischen Sphäre tonangebend.

Die kleinsten und schwächsten Unternehmen wer-

den im Monopolkapital ismus zerdrückt oder aufge-

saugt, womit sich das Kapital in den Händen

Weniger konzentriert. Diese Grossbetriebe können

weiterbestehen, weil sie durch ihre Effizienz den

kleineren überlegen sind. Und wenn die Monopole

genügend gross werden, können sie durch ihre

Überlegenheit immer grössere Teile der Wirtschaft

unter ihrer Kontrol le bringen. Sie sprechen sich ab,

bi lden Kartel le und legen Preise fest, um ihre Profite

zu erhöhen. Auf diese Weise wandelt sich der Kapi-

tal ismus der freien Konkurrenz zum Kapital ismus der

Monopole. Doch trotz al l ihrer Macht, sind die Mo-

nopole selbstverständl ich nicht in der Lage, die

grundsätzl ichen Gesetze des Marktes aufzuheben.

Sie stehen immer noch im Kampf gegeneinander, im

Kampf um grösseren Absatz für ihre eigenen Pro-

dukte, im Kampf um ihren Profit. Deshalb müssen

notwendigerweise alle ihre Bündnisse wieder aus-

einanderbrechen, nur schon um eine neue Ordnung

herzustel len, die einer veränderten wirtschaftl ichen

Stärke der Monopole entspricht. Da aber die Verl ie-

rer*innen des Konkurrenzkampfs niemals freiwil l ig

nachgeben, lässt sich auf zwischenstaatl icher Ebe-

ne dieses Problem häufig nur auf dem mil itärischen

Weg «lösen».

Neuaufteilung der Welt
Das Verhalten der imperial istischen Staaten unter-

einander wurde noch aggressiver als zuvor in der

Phase der freien Konkurrenz. Sie machten andere

Staaten von sich abhängig oder dominierten und

unterjochten diese vollständig in Form von Kolonien.

Die ganze Welt wurde auf diese Weise unter den

führenden Wirtschaftsmächten aufgetei lt. Um neue

Absatzmöglichkeiten für ihre Produkte zu finden,

mussten zwingend neue Märkte erschlossen wer-

den. Die Auftei lung der Welt stiess aber irgendwann

einmal an ihr Ende und für die konkurrierenden Im-

perial isten waren damit gewisse Märkte verschlos-

sen. Die aufstrebenden Mächte wie Deutschland

und später Japan, die nur über wenige Kolonien

verfügten, drängten deshalb auf eine Neuauftei lung

auf Kosten der imperial istischen Konkurrenz. Man

darf aber nicht vergessen, dass auch die Vertreter

der absinkenden Wirtschaftsnationen in gleichem

Masse bereit waren, am Gemetzel tei lzunehmen mit

dem Zweck, ihre Vorherrschaft zu erhalten. Auf den

Gedanken, ihren Kolonialbesitz preiszugeben,

kämen sie nicht mal im Traum.

Die Monopolbetriebe wollen und müssen wie der

klassische kapital istische Betrieb ständig ihren Profit

steigern. Dies bewerkstel l igen sie nicht nur durch

verstärkte Ausbeutung der einheimischen Arbeiter-

schaft, sondern auch durch das Auspressen der un-

terdrückten Völker in den Kolonien und heutigen

Drittweltländern. Ein Krieg, der eine Neuordnung

einleitet, ein Weltkrieg, ist deshalb durchaus immer

noch eine Option für die Monopolbourgeoisie.

Harald, Zürich
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Die schweizerische Arbeiterbewegung
während des Ersten Weltkriegs
Der Bundesrat trieb im Ersten Weltkrieg eine Politik zugunsten der Bourgeoisie und förderte
aktiv die Verschlechterung der Rechts- und Lebenslage der Arbeiterschaft. Die Sozialdemo-
kratische Partei der Schweiz (SPS) fügte sich diesem Vorgang. Doch aus dem radikalen Teil
der Arbeiterbewegung formierte sich Widerstand.

Vor einem Jahrhundert, am 28. Juni, wurde der ös-

terreichische Thronfolger in Sarajevo in Serbien

ermordet, der Erste Weltkrieg brach aus. Ungefähr

1 7 Mil l ionen Menschen fanden den Tod in diesem

Konfl ikt zwischen den imperial istischen Mächten,

während weitere acht Mil l ionen zu Invaliden wurden.

Die Schweiz, auf politischer Ebene neutral, war nicht

weniger stark davon betroffen, vor al lem im ökono-

mischen und sozialen Bereich. Der Grosse Krieg

verschärfte die Widersprüche und Ungleichheiten

des Kapital ismus und verstärkte zur gleichen Zeit

die Spannungen innerhalb der sozial istischen Be-

wegung, in der Schweiz wie international. Er trieb

einen tiefen Keil zwischen die sozialdemokratische

und kommunistische Strömung.

Differenzen innerhalb der internationalen so-
zialistischen Bewegung
Man kann sich nicht mit der schweizerischen Arbei-

terbewegung im Ersten Weltkrieg beschäftigen, oh-

ne kurz auf die Debatten zu sprechen zu kommen,

welche die internationale Arbeiterbewegung damals

umtrieben. Schon lange vor 1 91 4 wurden verschie-

dene Fragen zum Gegenstand heftiger Kontrover-

sen innerhalb der Führung der Sozialdemokratie:

Reform oder Revolution? Selbstständigkeit oder Un-

terwerfung der Gewerkschaften unter die Partei?

Welche Haltung sollte zum Kolonial ismus einge-

nommen werden? Und das Hauptproblem: Was ist

angesichts des drohenden allgemeinen Krieges zu

tun?1 Die Antwort auf die letzte Frage war höchst

umstritten. 1 91 2 versammelten sich die Sozial ist*in-

nen zu einem ausserordentl ichen Kongress der In-

ternationalen in Basel und äusserten ihren Wil len,

einen Krieg mit al len möglichen Mitteln zu verhin-

dern. Trotzdem zerfiel die Internationale beim Aus-

bruch des Ersten Weltkrieges. Die Mehrheit der

sozialdemokratischen Parlamentarier stimmte für die

Kriegskredite und schwenkte damit auf die chauvi-

nistische Politik des «Burgfriedens» – auf Franzö-

sisch «Union sacrée» – ein. Dieser Verrat

kennzeichnete den Beginn einer Bewegung, die zur

Spaltung der meisten sozialdemokratischen Parteien

führte und zur Entstehung einer neuen internationa-

len Organisation: Die Kommunistische Internatio-

nale.

Die Sozialdemokratische Partei der Schweiz
und der Burgfrieden
Auch in der Schweiz wandten die Vertreter der Sozi-

aldemokratischen Partei in der Bundesversammlung

die Politik des Burgfriedens an, namentl ich am 3.

August 1 91 4, als sie dafür stimmten, dem Bundesrat

unumschränkte Vollmachten zu ertei len, zwei Tage

1 André Rauber: Histoire du mouvement communiste suisse, Band 1 . Editions Slaktine. Genf, 1 997.
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Mit dem eingetragenen Marken- und Kennzeichen des Kapitalisten, dem Zylinder, posieren die Herren Bundesräte des Ersten Weltkriegs anlässlich einer
Militärparade in Bern. Von links nach rechts: G. Motta (CVP), G. Ador (Liberal), A. Hoffmann (FDP), C. Decoppet (FDP), L. Forrer (FDP), F. Calonder (FDP). Der
Bundesrat, damals vollständig und ausschliesslich in bürgerlicher Hand, machte genauso ausnahmslos bürgerliche Politik. Foto: www.commons.wikimedia.org

nachdem zum Generalstreik aufgerufen wurde.

Betrachten wir zuerst einmal, auf welche Weise der

Bundesrat seine Vollmachten genutzt hat, damit wir

uns danach auf die Konsequenzen konzentrieren

können, die sie auf die schweizerische Arbeiterbe-

wegung hatten.

Es besteht heute al lgemeines Einvernehmen unter

den Geschichtswissenschaftler*innen, dass die

Schweizer Obrigkeit auf gesellschaftl icher Ebene

nicht auf den Krieg vorbereitet gewesen ist, und

dass sie nicht ausreichend Massnahmen getroffen

hat zur Versorgung in Kriegszeiten. Man muss aber

noch weiter gehen und betonen, dass die Entschei-

dungen des Bundesrats während des Krieges eine

markante Verschärfung der Ungleichheiten zwischen

der Bourgeoisie und der Arbeiterklasse

hervorgerufen haben. Erstere konnte in den meisten

Unternehmen die Profite steigen sehen, während

Letztere immer weiter verarmte2, unter anderem

durch den Anstieg der Arbeitslosigkeit und Lohnaus-

fäl le ohne Entschädigung. 3 Der Bundesrat nahm ei-

nerseits keine ernsthafte Massnahmen, um die

Bevölkerung zu unterstützen (wie eine Brotrationie-

rung, die erst 1 91 7 verordnet wurde), andererseits

benutzte er seine Macht dazu, «gewisse Vorschrif-

ten im Fabrikgesetz aufzuheben, was dazu führte,

dass die Arbeitszeiten verlängert wurden ohne Aus-

gleich im Lohn, dieser sogar tiefer wurde, dass

Nacht- und Sonntagsarbeit eingeführt wurden und

ganz junge Arbeiter eingestel lt werden konnten»4.

2 B. Degen: «Grève générale». Dictionnaire Historique de la Suisse (DHS). www.hls-dhs-dss.ch
3 H.-R. Fuhrer: «Première Guerre mondiale». Kapitel 1 .4: Les conditions de vie des soldats. DHS.
4 Zitiert nach Histoire du mouvement communiste suisse, S. 35.
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Diese Verschlechterung der Lebens- und Arbeitsbe-

dingungen für die überwältigende Mehrheit der Ar-

beiterschaft zusammen mit der Missachtung der

Forderungen ihrer Vertreter durch den Bundesrat,

erzeugte eine Radikal isierung der Arbeiterbewegung

(besonders in der Deutschschweiz), die im Novem-

ber 1 91 8 in einem nationalen Generalstreik gipfelte.

Die Wende
Wie stand die SPS dieser Radikal isierung gegen-

über? Als die I I . Internationale zusammenbrach, or-

ganisierte der Anführer der Schweizer

Sozialdemokratie Robert Grimm eine Konferenz in

Zimmerwald im Kanton Bern, an der bekannte so-

zial istische Kriegsgegner*innen (Fritz Platten,

Charles Naine, Lenin, Sinowjew, Trotzki etc.) tei l-

nahmen. 5 Aus dieser Konferenz entsprang die Be-

wegung der Zimmerwalder Linken, welche zum

Kampf gegen den Burgfrieden aufrief und die am

Ende von der Sozialdemokratischen Partei der

Schweiz unterstützt wurde. 1 91 7 sprach sich die

SPS auf ihrem Parteitag gegen die Landesverteidi-

gung aus. 6

Diese Kehrtwende der Sozialdemokratie, die beglei-

tet wurde vom Eintritt junger Führungskräften wie

Wil l i Münzenberg in die Partei leitung, war von der

schweizerischen Bourgeoisie selbstverständl ich

nicht gern gesehen. 1 91 7 wurden antimil itaristische

Demonstrationen in Zürich gewaltsam unterdrückt.

Unter den Demonstrant*innen fanden sich junge

Mitgl ieder der Gruppe «Forderung», die später die

Kommunistische Partei der Schweiz gründeten zu-

sammen mit Sozial ist*innen, die 1 921 die SPS ver-

l iessen, weil sich diese nicht der neuen

Kommunistischen Internationalen anschliessen

wollte.

Amanda, Neuchâtel

«Das neue Verhältnis zwischen Arbeiter und Unternehmer.» Die Karrikatur zeigt unverblümt, wie die Kapitalisten (mit Zylinder) ihr Geld machen: Sie
pressen ihren Mehrwert aus den Arbeiter*innen raus. Müssten sie ihn tasächlich und wörtlich aus den Arbeiter*innen herauswringen, würden sie dazu
selbstverständlich weitere Arbeiter*innen einstellen und nicht selbst Hand anlegen. Grafik: Das Neue Postillon. Zürich, 1896.

5 B. Degen: «Mouvement de Zimmerwald». DHS.
6 B. Degen: «Parti social iste». DHS.
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Es war einmal die Jugend
Die proletarischen Jugendorganisationen spielten eine bedeutende Rolle im Widerstand
gegen den Militarismus und schliesslich gegen den Ersten Weltkrieg. Die gesellschaftliche
Situation, worin sie ihre Ursprünge nahmen und ihre Entwicklung bis zum Ende des Krieges
in Deutschland und der Schweiz sollen hier beleuchtet werden.

«Die fünf anderen Schüsse hatten die Brulé und den

Aufseher Richomne niedergestreckt. Als er die Ka-

meraden beschwor, im Rücken getroffen, war er auf

die Knie gesunken, dann auf die Seite gefallen; jetzt

röchelte er am Boden, die Augen noch voll Tränen,

die er geweint. Die Alte war – in den Hals getroffen –

steif und krachend niedergefallen wie ein Stück tro-

ckenes Holz, einen letzten Fluch in einem Blutstrom

ausspeiend.

Dann war die Salve gekommen und hatte den Platz

reingefegt, auf hundert Schritte Entfernung die

Gruppe von Neugierigen niedergemäht, die sich an

dem Kampfe ergötzt hatten. Eine Kugel fuhr Mou-

quet in den Mund; er stürzte nieder zu den Füssen

Zacharias' und Philomenes, die Kinder derselben mit

seinem Blute bespritzend. In demselben Augenbli-

cke wurde die Mouquette von zwei Kugeln im Bauch

getroffen. Sie hatte die Soldaten anlegen sehen und

sich in ihrer Gutmütigkeit mit einer instinktiven Be-

wegung vor Katharina geworfen; sie hatte einen lau-

ten Schrei ausgestossen und war rücklings

niedergefallen.» (Aus: Germinal von Émile Zola)1

Während den Hungerrevolten in Belgien ab den

1 860er Jahren waren Soldaten gegen die streiken-

den Arbeiter*innen eingesetzt worden, Arbeiter

schossen auf Arbeiter. Die sozial istische Bewegung

begriff, dass sie dem Töten nur Einhalt gebieten

konnte, wenn sie auf die Soldaten einwirken konnte

und dass die Armee nicht weiter bestehen könne,

wenn den Soldaten bewusst wäre, dass sie als Mit-

tel zur Aufrechterhaltung der Herrschaft der Bour-

geoisie benutzt werden. Die jungen Arbeiter sol lten,

noch bevor sie für die Armee rekrutiert wurden, dar-

über aufgeklärt werden, dass sie als Soldaten für die

Interessen der Herrschenden kämpfen würden. Die

al lerersten Vereine von jungen Arbeiter*innen ent-

standen dort. Und ihr Erfolg war beachtl ich: Nach

1 902 ist in Belgien kein Einsatz von Soldaten gegen

aufständische Arbeiter*innen getätigt worden. Als

Reaktion auf den Verlust ihres Herrschaftsinstru-

ments richteten die Kapital ist*innen allerdings spezi-

el le Bürgerwehren ein und verstärkten die

Gendarmerie. Auch in der Schweiz hatte die Arbei-

terjugendbewegung ihre Ursprünge in «Rekruten-

Vereinen», welche die jungen Männer davon abhal-

ten sollten, auf ihre Klassengenoss*innen zu

schiessen.

Im Gegensatz dazu sahen die Jugendorganisatio-

nen in Österreich und etwas später in Deutschland

ihre Hauptaufgabe in der al lgemeinen Bildung und

im wirtschaftl ichen Schutz der Jugendlichen. Mit po-

l itischen Fragen haben sie sich ausdrücklich nicht

beschäftigt. Jene Arbeiterjugendorganisationen sind

trotz der starken sozial istischen Bewegung erstaun-

l ich spät entstanden, in Österreich 1 903 und in

Deutschland 1 904. Der Grund dafür kann einerseits

in der Rechtslage gefunden werden. In Preussen

durften Frauen, Schüler und Lehrl inge sich nicht in

politischen Vereinen betätigen, sie nicht einmal be-

suchen. Dies hätte aber nur die Taktik, nicht die

Grundsätze bestimmen dürfen. Die andere Ursache

ergab sich aus der Stel lung der Jugend innerhalb

der Gesellschaft. Sogar von Seiten der älteren Sozi-

aldemokrat*innen und Gewerkschaftler*innen in

Deutschland musste die Jugend eine tiefe Gering-

schätzung erfahren: Die Jungen sollten erst etwas

lernen, bevor sie sich mit Politik beschäftigten.

1 Der Roman erzählt von streikenden Bergwerkarbeiter*innen, die schl iessl ich mit Soldaten bekämpft werden.
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Das Dumme war nur, dass sich die imperial istische

Politik schon länger intensiv mit der Jugend be-

schäftigte.

Monopole und Krieg
Das ehemals rückständige, agrarische Deutschland

war bis am Anfang des 20. Jahrhunderts an die

zweite Stel le der europäischen Industrienationen

aufgerückt. Durch die Einführung von leicht zu be-

dienenden Maschinen im Zuge der Industrial isierung

waren Jugendliche fester Bestandtei l des Proletari-

ats geworden: Dreissig Prozent al ler Arbeiter*innen

um die Jahrhundertwende waren weniger als zwan-

zig Jahre alt. 2

Im kapital istischen System war währenddessen die

freie Konkurrenz den grossen Monopolunternehmen

gewichen, und zwar wegen der inneren Gesetzmäs-

sigkeit der freien Konkurrenz. Der ganze Sinn des

kapital istischen Wirtschaftssystems ist ein immer

höherer Profit. Die Unternehmen sind dadurch zu

ständigem Wachstum gezwungen. In der Konkur-

renz haben die grossen Unternehmen Vortei le ge-

genüber den kleinen. Je grösser sie sind, desto

krisenresistenter sind sie und desto kleiner sind in

der Regel die Produktionskosten. Die Marktantei le

und die Betriebe der Verl ierer*innen in der Konkur-

renz können dann von den Gewinner*innen über-

nommen werden. Es entstehen Monopole, welche

die Konkurrenz einschränken. Wenn für ein Produkt

nur noch eine Anbieterin zu Auswahl steht, ist das

heil ige ausgleichende Gesetz von Angebot und

Nachfrage ausser Kraft gesetzt.

Die entstandenen Mammutkonzerne mit Einfluss

über mehrere Industriezweige dürfen bei ihrem ewi-

gen Streben nach Profit nie den Überblick verl ieren.

In den Unternehmen muss dazu – welch' I ronie – die

strengste Planwirtschaft angewandt werden. Die

Produktionskette muss und kann jetzt gesichert

werden, vom Absatz der Produkte durch Konsu-

mentenwerbung bis zur Sicherung der Rohstoffquel-

len. Die Verfügbarkeit von Rohstoffen wurde zu

dieser Zeit mithi lfe von direkten Kolonien garantiert,

Länder, die in al len Aspekten (politisch, wirtschaft-

l ich, mil itärisch etc.) von einzelnen imperial istischen

Mächten abhängig waren. Die Ausbeutung und die

Märkte der Kolonien selber ergaben neue, giganti-

sche Profite zum Nutzen der Monopole. Das Ziel je-

des imperial istischen Staates lag in der

Besitzergreifung von möglichst vielen Kolonien. Ein

Kampf um Kolonien begann, der zunehmend mit

kriegerischen Mitteln ausgefochten wurde.

Deutschland dürstete es als starke Industrienation

derweil nach Rohstoffen. Zu seinem Unglück war die

Welt aber zu dieser Zeit bereits unter den restl ichen

imperial istischen Mächten aufgetei lt; es waren kaum

Kolonien mehr zu holen. Es drängte also besonders

nachdrücklich auf eine Neuvertei lung der Kolonien.

Kriege waren damals aber für al le Imperial ist*innen

eine attraktive Option. Sowohl Deutschland wie der

restl iche imperial istische Block rüsteten auf und be-

reiteten ihre Bevölkerung auf Krieg vor.

Die militaristische Volksschule
Die herrschenden Kreise brauchten für den geplan-

2 Karl-Heinz Jahnke (Hrsg.): Abriss der Geschichte der deutschen Arbeiterjugendbewegung. Teil 1. Verlag Junge Welt. Berl in, 1 966. S. 20

Einblick in eine Waffenfabrik des deutschen Monopolunternehmens Krupp 1915. Der Konzern hatte in beiden Weltkriegen die Finger im Spiel. Erst in den
Nürnberger Prozessen nach dem Untergang der Nazidiktatur wurden die Eigentümer für ihre Verbrechen belangt, doch nur in der sowjetischen Besat-
zungszone hatte das Urteil Folgen. Der Westen liess Herrn Krupp laufen und sein Vermögen unangetastet. Heute existiert das Unternehmen fort im Su-
permonopol ThyssenKrupp. Foto: www.commons.wikimedia.org
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ten Aggressionskrieg nach aussen ein stabiles Hin-

terland, oppositionel le Stimmen im Innern mussten

erstickt, gleichzeitig Kriegsbegeisterung entfacht

werden. Die Mil itarisierung Deutschlands wurde un-

ter anderem durch eine imperial istische Jugender-

ziehung vorangetrieben. Die Erwachsenen wurden

durch Propagandaorganisationen (Alldeutscher Ver-

bund, Deutsche Kolonialgesellschaft, Flottenverein

etc.) beeinflusst, die Jugend durch das ganze

Schulwesen. Während die reichen Söhne und Töch-

ter in besonderen höheren Lehranstalten ihre Bil-

dung geniessen konnten, langweilten sich die

proletarischen Kinder – zusätzl ich zur Arbeit in der

Fabrik oder auf dem Feld – in der Volksschule. Zen-

trales Unterrichtsfach war der Religionsunterricht:

1 50 Bibelsprüche, 1 68 Gesangsbuchstrophen, 1 40

bibl ische Geschichten und 35 Choralmelodien

«durften» die Schüler*innen beispielsweise in Sach-

sen auswendig lernen. 3 Daneben wurde systema-

tisch der Krieg, das Heer und der Kaiser verherrl icht.

Und zugleich auch ein rassistischer, übersteigerter

Nationalismus herangezüchtet, wie folgender Aus-

zug aus einem Lehrbuch für Geschichte und Erd-

kunde nahe legt: «Kein Fleckchen in Europa, das

nicht mit deutschem Edelblute gedüngt, kein Fremd-

volk, in dessen edelsten Geschlechtern nicht deut-

sches Blut die Adern schwellt; kein Fürstenstuhl, auf

dem nicht ein Abkömmling dieses Edelvolkes sitzt.»4

Das unentbehrl iche Werkzeug jedes Volksschulleh-

rers war der Rohrstock. Noch aus dem Jahr 1 924

konnte Erich Wiesner, damals Organisator der ver-

einigten Kindergruppe Jung-Spartakus-Bund, be-

richten: «In einer Berl iner Schule wurde ein Kind

vom Lehrer so misshandelt, dass es an den Folgen

verstarb. Darauf fanden auf unsere Initiative hin an

vielen Orten Protestkundgebungen der Kinder und

Eltern statt. Ferner gaben wir ein Flugblatt in grosser

Auflage heraus, das in al len Schulen an die Kinder

vertei lt wurde. Es enthielt die Karikatur eines Prü-

gel lehrers und war mit der Überschrift versehen:

„Zerbrecht den Rohrstock!“ Die bürgerl ichen und so-

zialdemokratischen [! ] Zeitungen regten sich über

dieses Flugblatt nicht wenig auf. [. . . ] In Guben las in

der Klassenpause ein Pionier al len Schülern das

Flugblatt vor, und danach wurde unter Beifal l der

Prügelstock zerbrochen auf den Tisch gelegt. [. . . ] In

unserer Kinderzeitung wurde an die Leser die Frage

gestel lt, ob die im Flugblatt erhobenen Anschuldi-

gungen gegen die Prügellehrer den Tatsachen ent-

sprachen oder nicht. Die Antwort der Kinder war,

dass über tausend beglaubigte Zuschriften aus allen

Teilen Deutschlands über Misshandlungen in Schu-

len bei der Redaktion einl iefen. Diese Briefe fül lten

einen grossen Wäschekorb und bildeten eine einzi-

ge grosse Anklage gegen das Schulsystem.»5

Neben der Schule wurden die Jugendlichen in

Fussballklubs, Knabenwehren, Turnvereinen, Pfad-

findergruppen, kathol ischen und evangelischen

Jünglings- und Jungfrauenvereinigungen mil itarisiert

und auf den Armeedienst vorbereitet.

In dieser Zeit, wo der Imperial ismus zum ersten Mal

mit vol ler Wucht auf den Plan trat, hätte keinerlei

Vernachlässigung der Jugend zugelassen werden

dürfen. Und doch wurde eine ganze Schicht proleta-

rischer Jugendlicher dem Nationalismus und

Rassismus fast kampflos ausgeliefert. Weshalb?

Sozialdemokratische Reformen
Mit den hohen Extraprofiten, die aus den Kolonien

gepresst wurden, konnte ein Teil der Arbeiterklasse,

die sogenannte Arbeiteraristokratie, von den Kapita-

l ist*innen bestochen werden. Diese Bestechung darf

man sich aber auf keinen Fall als individuel le Geld-

überweisungen oder dergleichen vorstel len. Das Er-

kaufen des sozialen Friedens erfolgte durch einen

3 Abriss, S. 27.
4 Zitiert nach Abriss, S. 27/28.
5 Erich Wiesner: Man nannte mich Ernst. Verlag Neues Leben. Berl in, 1 958. S. 88.

Karrikatur vom Flugblatt, das Wiesner beschreibt. Es war
aber wohl eher der Text daneben, welcher die Gemüter der
Bürgerlichen und Sozialdemokrat*innen in der Zwischen-
kriegszeit erregte. Hier ein Auszug:
«Arbeiterkinder! Weshalb duldet Ihr es, dass Ihr in der
Schule von den Lehrern geprügelt werdet? Seid Ihr Sklaven,
und ist der Lehrer der Aufseher mit der Peitsche? Oder
glaubt Ihr vielleicht, die Prügel hülfen Euch beim Lernen?
Meint Ihr, das Prügeln sei an allen Schulen Brauch? Fragt
doch einmal die Herrensöhnchen mit den bunten Mützen,
ob auch ihre zarte Haut Prügel zu fühlen bekommt? Sie
werden über die törichte Frage lachen. Denn in den höhe-
ren Schulen ist das Prügeln verboten, in den Volksschulen
hingegen erlaubt!»



«klassenmässigen Prozess» in Form von höheren

Löhnen, grösseren Aufstiegschancen im Betrieb, Al-

tersvorsorge, Sozialversicherungen etc. zwischen

einer Schicht der Arbeiterklasse und der Kapital is-

tenklasse. «Die Zahl der Besitzenden innerhalb der

Arbeiterschaft war gestiegen – auf Kosten der un-

terdrückten Massen in den Kolonien.»6

Diese Schicht war stark in den Gewerkschaften und

in der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands

(SPD) vertreten, war gewissermassen aber auch

durch die gewerkschaftl iche und parteipol itische Or-

ganisierung entstanden. Die Arbeiterorganisationen

verlegten sich in ihrer Praxis immer mehr auf die

Reformierung der kapital istischen Wirtschaft und

Politik, statt auf ihre endgültige Überwindung. Die

tonangebende Strömung in der Sozialdemokratie zu

dieser Zeit war der sogenannte Zentrismus. Die

Zentrist*innen versuchten mehr schlecht als recht

einen Spagat zu machen zwischen dem linken und

rechten Flügel der Bewegung. Es wurde mit den

Bürgerl ichen paktiert, Staatsposten vertei lt und zag-

haft Verbesserungen für die Arbeiterklasse gefor-

dert, während revolutionäre Phrasen

hinaustrompetet und für die ferne Zukunft ein vager

Sozial ismus in Aussicht gestel lt wurde. Der l inke, ra-

dikale Flügel forderte die Durchsetzung einer revo-

lutionären Praxis, wagte aber den Bruch mit der

Partei viel zu spät, da die hübschen Worte die Hoff-

nung auf Besserung am Leben erhielten. Der rechte,

revisionistische Flügel pochte darauf, dass sich die

Partei in eine offen reformorientierte Partei verwan-

deln sol le, statt Marxismus ein feel-good Humanis-

mus.

Die Linken, darunter insbesondere Karl Liebknecht,

forderten schon von Anfang an und mit Nachdruck

eine systematische sozial istische Schulungsarbeit

und antimil itaristische Erziehung der Jugend. Die

Armee sollte als Werkzeug des Imperial ismus un-

taugl ich gemacht werden. Als aktivster und revolu-

tionärster Teil des Proletariats wurden die

Jugendlichen von den zentristischen und rechten

Sozialdemokrat*innen mit Misstrauen beäugt, Ju-

gendvereine als überflüssig erklärt. Stel lvertretend

für die restl iche Partei macht Robert Schmidt ihre

Haltung gegenüber der Jugend deutl ich: «Für die 1 0

Pfennig, die heute die Jugendlichen als Beitrag [in

der Jugendorganisation] zahlen, sol lten sie sich l ie-

ber ein Stückchen Wurst kaufen.»7 Ein paar Ju-

gendlichen warfen ihm in einem späteren Vortrag

Wurst an den Kopf.

Die Arbeiterjugend in Deutschland
Gegenüber früheren Ausbeutungsformen hatten die

jungen Lohnempfänger*innen den Vortei l , dass sie

über einen gewissen Teil ihrer Zeit frei verfügen

konnten und so die Möglichkeit zur organisatori-

schen Betätigung hatten. Die Lebensumstände der

Lehrl inge und Jungarbeiter*innen waren dennoch

furchtbar. Der konkrete Anlass für die Gründung ei-

ner Jugendorganisation in Deutschland gab eine

Reihe von Selbsttötungen jugendlicher Lehrl inge.

Besonders die Geschichte des Schlosserlehrl ings

Paul Nähring erregte die Wut der Jugendlichen:

Nachdem er sich im Grunewald bei Berl in das Leben

genommen hatte, wurden auf seinem Körper unzäh-

l ige Striemen und blaue Flecken entdeckt, welche

von den Misshandlungen und dem ständigen Prügel

durch den Lehrmeister zeugten. Ein paar Monate

nach dem Tod von Paul im Juni 1 904 wurde der

Verein der Lehrl inge und jugendlichen Arbeiter Ber-

l ins gegründet. Kurze Zeit davor war in Süddeutsch-

land ebenfal ls eine sozialdemokratische

Jugendorganisation entstanden unter der Wirkung

des rechten SPD-Politikers Ludwig Frank. Anders

als im Rest von Europa wurde nicht die antimil itaris-

tische Aufklärung als Hauptaufgabe wahrgenom-

men, sondern vor al lem Rechtsschutz und Beratung

der Jugendlichen.

Die deutschen Arbeiterjugendorganisationen wuch-

sen schnell . 1 907 vermochten sie bereits, die erste

internationale Konferenz sozial istischer Jugendor-

ganisationen auf die Füsse zu stel len. Auf der Kon-

ferenz in Stuttgart erarbeiteten die Vertreter*innen

aus Dutzenden Ländern erstmals gemeinsame

Grundsätze, wonach sich die sozial istischen Ju-

gendorganisationen zu richten hätten. Die Grund-

sätze waren kämpferisch. Es wurde klar eine

Position gegen den Mil itarismus eingenommen. Und

sozial istische Erziehung bedeutete für sie eine Er-

ziehung zum Klassenkampf.

Der bürgerl iche Staat schmiss der deutschen Arbei-

terjugend jedoch schon bald darauf einen grossen

Felsblock in den Weg. 1 908 wurde die repressiven

preussischen Gesetze auf das ganze Deutsche

Reich ausgedehnt; Jugendlichen unter 1 8 Jahren

war die politische Tätigkeit untersagt. Natürl ich nur

den Jugendlichen, die sich in sozial istischen Kreisen

betätigten. Der süddeutsche Verein mit Frank an der

Spitze kapitul ierte vollständig vor den Gegner*innen

und gab augenblickl ich die Selbstauflösung bekannt.

In Norddeutschland musste er von der Polizei zer-

schlagen werden. Wäre von der Sozialdemokrati-

schen Partei ein geschlossener Widerstand gegen

6 Hannes Heer: Burgfrieden oder Klassenkampf. Leuchterhand Verlag. Berl in, 1 971 . S. 1 0.
7 Zitiert nach Wil l i Münzenberg: Die dritte Front. Neuer Deutscher Verlag. Berl in, 1 930. S. 39.
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dieses antidemokratische Gesetz zustande gekom-

men, hätte dessen Durchsetzung viel leicht unmög-

l ich gemacht werden können. Die Partei und die

Gewerkschaften nutzten stattdessen die Gelegen-

heit, um die unbequemen Jugendorganisationen ab-

zuwürgen. An ihrer Stel le wurde die «Zentralstel le

der arbeitenden Jugend» eingesetzt, geleitet vom

späteren Kanzler Friedrich Ebert. Die Hauptverant-

wortung für die Bildung der heranwachsenden Ar-

beitergeneration wurde von den Erwachsenen

übernommen. In der Zentralstel le bestehend aus 1 2

Personen «durften» davon nur vier Jugendliche mit-

wirken. Die Jugendbewegung verlor dadurch ihre

Eigenständigkeit und sank auf das Niveau einer Ju-

gendpflege ab mit Gesell igkeit, Wandern und Spie-

len als Selbstzweck.

Die Arbeiterjugend in der Schweiz
In der Schweiz wurden einzelne sozial istische Ju-

gendorganisationen bereits in den 1 890er Jahren

gegründet, hatten aber nicht lange Bestand. Die

entscheidende Keimzelle der proletarischen Ju-

gendbewegung war der Jungburschenverein Aus-

sersihl , der 1 900 durch den Pfarrer und

sozialdemokratischen Politiker Paul Pflüger gegrün-

det wurde und zu Beginn vor al lem aus seinen Kon-

firmanden bestand. Der Verein war unpolitisch und

hatte ausschliessl ich technische und wissenschaftl i-

che Bildung zum Ziel. Antimil itaristische Propaganda

durch die Antimil itaristische Liga, Streiks, Zusam-

menstösse mit Arbeiter*innen und schwere Lehr-

l ingsmisshandlungen führten zu einer

Neuausrichtung hin zu einem stärker politischen und

wirtschaftl ichen Programm und zu einer Annäherung

an die Sozialdemokratische Partei der Schweiz

(SPS) und an die Gewerkschaften. Es wurden wei-

tere Sektionen in Zürich gegründet; man schloss

sich bald zusammen und gab eine gemeinsame

Zeitung heraus. 1 908 verfügte der Verein über elf

Sektionen und hatte zwei Delegierte an die interna-

tionale Konferenz in Stuttgart schicken können.

Einen wichtigen Impuls brachte der aus Deutschland

stammende Wil l i Münzenberg. In seiner Geburts-

stadt Erfurt musste er sich in einer Schuhfabrik ver-

dingen. Er trat früh in einen sozialdemokratischen

Bildungsverein ein. Seine politischen Aktivitäten

führten zu seiner Entlassung und dazu, dass es ihm

verunmöglicht wurde, in der Umgebung eine neue

Arbeitsstel le zu finden. Sozial ist*innen waren von

den Fabrikbesitzer*innen gar nicht gern gesehen.

Münzenberg begab sich auf Wanderschaft und

schlug sich mit Gelegenheitsjobs durch. In Zürich

Im Schweizerischen Sozialarchiv in Zürich hängt ein Porträt des
Pfarrers Paul Pflüger (1865-1947). Der « linke» Pfarrer gründete den
Jungburschenverein Aussersihl und war SP-Nationalrat. Daneben
liebäugelte er mit der sogenannten Rassenhygiene, sprach sich ge-
gen Antimilitarismus aus und hetzte gegen Kommunist*innen.
Foto: Taki, 2014.
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fand er 1 91 0 schliessl ich bei einem mit der Sozial-

demokratie sympathisierenden Apotheker eine si-

chere und relativ gut bezahlte Stel le. Er trat sofort

dem Jungburschenverein bei. Dieser befand sich in

jener Zeit unter dem Einfluss des Zürcher Anarchis-

ten Fritz Brupbacher und machte eine anarchisti-

schen Phase durch: Der Vorstand sowie alle

Mitgl iederbeiträge wurden abgeschafft. Jeder sol lte

nach seinen Möglichkeiten beitragen. Es stel lte sich

als Misserfolg heraus, der Verein wurde orientie-

rungslos und sah seine Finanzierung gefährdet. In

der Folge besann man sich wieder auf den marxisti-

schen Kurs.

Die Jugendbewegung entschloss sich, ein Sekreta-

riat mit einem bezahlten Sekretär einzurichten. Da-

mit konnten die ländl ichen Bezirke in der Schweiz

für die proletarische Jugendbewegung erschlossen

werden, wo es zuvor an politischen Kräften und

Funktionär*innen fehlte, die in der Lage waren, eine

Jugendsektion zu gründen, sie zusammenzuhalten

und ihre Mitgl ieder zu schulen. War sie vorher nur in

grösseren Städten tätig, ermöglichte die Gründung

des Jugendsekretariats, die

Bewegung auch in die kleinen

Industriedörfer hinauszutragen.

Der neue Sekretär Münzenberg

hatte Erfolg; die Mitgl iederzah-

len verdoppelten sich innerhalb

von wenigen Monaten.

Krieg und Sozialdemokratie
Der Erste Weltkrieg brach aus.

Der DDR-Historiker Jürgen

Kuczynski meint: «Falsch wäre

es, irgendeinem einzelnen Mo-

nopol oder der herrschenden Klasse irgendeines

Landes eine „besonders grosse Schuld“ an diesem

ersten Weltkrieg zuzumessen. Das heisst nicht, dass

man nicht eindeutig feststel len kann, dass in jener

Zeit, im Sommer 1 91 4, es gerade im Interesse des

deutschen Monopolkapitals lag, dass der Krieg be-

ginnen würde – nach der ganz einfachen Maxime:

Man soll den Kampf in einer möglichst günstigen Si-

tuation beginnen.»8 Und man befand sich in einer

günstigen Situation.

Noch bis Ende Jul i wandte sich die sozialdemokrati-

sche Partei leitung in Deutschland mit radikalen

Worten gegen den Krieg, wobei Russland als

Kriegstreiber hingestel lt wurde. Den völl igen

politischen Bankrott der Sozialdemokratie ergab die

Zustimmung zu den Kriegskrediten im Parlament,

welche den Krieg finanzierten. Die SPD begründete

es so: «Da machen wir wahr, was wir immer betont

haben: Wir lassen in der Stunde der Gefahr das ei-

gene Vaterland nicht im Stich.»9 Alle Phrasen von

der internationalen Solidarität des Proletariats waren

damit weggeblasen. Übrig bl ieb der offene Opportu-

nismus, die Anbiederung der Sozialdemokratie an

die Bürgerl ichen.

Die Zweite Internationale, die internationale Vereini-

gung aller Sozial ist*innen, brach zusammen.

Die in Stuttgart eingerichtete internationale Verbin-

dung der Jugendorganisationen war organisatorisch

ungenügend gewesen. Sie hatte bislang nichts ge-

tan, um die Beschlüsse der Konferenz in den einzel-

nen Ländern durchzusetzen. Der Sekretär aus

Österreich l iess das sowieso untätige internationale

Büro mit dem Weltkrieg lautlos absterben.

Umgekehrt war es ein Verdienst der sozial istischen

Jugendorganisationen der Schweiz, I tal iens und

Skandinaviens nach dem Verrat und Zusammen-

bruch der I I . Internationalen als erste wieder eine in-

ternationale Organisation zu errichten und

internationale klassenkämpferische Aktio-

nen durchzuführen. Sie organisierten Os-

tern 1 91 5 in Bern eine Konferenz, in der

ganz klar gegen den sogenannten Sozial-

patriotismus, die Kriegsunterstützung der

Sozialdemokratie, Stel lung bezogen wird.

Als erste gemeinsame Aktion wurde ein

jährl icher internationaler Jugendtag ge-

plant (nicht zu verwechseln mit dem gräss-

l ichen katholischen Weltjugendtag). Es

wurde eine feste internationale Organisation

errichtet mit Wil l i Münzenberg als Sekretär,

welche von Zürich aus die Zeitschrift «Jugend-Inter-

nationale» herausgab. Ein Makel der Konferenz war,

dass man sich, auch durch das Wirken der Schwei-

zer*innen, für die Entwaffnung des Proletariats aus-

sprach. Den meisten Jugendlichen klang die Parole

vom grossen Revolutionär Lenin noch zu verrückt:

«Nicht nur die Männer sollen Gewehre haben, son-

dern auch die Frauen und Kinder; aber nur Angehö-

rige der Arbeiterklasse.»1 0

Die Schweizer Sozialdemokratie hatte etwas anders

reagiert als die deutsche. Der Krieg wurde als ent-

setzl iches Unglück bedauert, aber ein Kampf gegen

den Krieg zu führen, wurde als unmöglich betrach-

tet. 1 1 Die Arbeiterjugend nahm im Gegensatz zur

passiven SPS von Beginn an eine eindeutige und

scharfe Stel lung gegen den Krieg ein, nur wusste

KJ fordert!
Proletarische Jugendorganisatio-

nen der Welt, lasst uns wieder

jährlich am 3. Oktober den in-

ternationalen Jugendtag feiern,

an dem wir ein Zeichen gegen

die Militarisierung der Jugend

und gegen die imperialistischen

Kriege und Aggressionen setzen!
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1 0 Zitiert nach Wil l i Münzenberg: Die proletarische Jugendbewegung bis zur Gründung der kommunistischen Jugendinternationale.
Kleine Bibl iothek des Marxismus-Leninismus. Hamburg, 1 960. S. 20.
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man nicht, wie wirksam gegen den Krieg gearbeitet

werden konnte.

Die Schweiz war während des Krieges ein Zentrum

der Emigrant*innen und wurde dadurch zu einem

Zentralherd der antimil itaristischen Bewegung. Vor

al lem Lenin, der während dem Krieg im Schweizer

Exil weilte, lenkte die schweizerische Jugendbewe-

gung in eine revolutionäre Richtung.

Mit Münzenberg als Sekretär wurde die internatio-

nale Vereinigung der sozial istischen Jugendorgani-

sationen bald nach dem Krieg in die

Kommunistische Jugendinternationale umgewandelt

und die Schweizer Arbeiterjugend wurde zum Kom-

munistischen Jugendverband, lange bevor die Vor-

läuferin der Juso gegründet wurde.

Der Weltkrieg in Deutschland
Die Zentralstel le in Deutschland hatte eine Entfrem-

dung der jungen Arbeiter*innen vom Kampf des be-

wussten Proletariats und eine Auslieferung an die

bürgerl iche Ideologie bewirkt. Dennoch konnte der

sozial istische Gedanke nicht völ l ig beseitigt werden.

Besonders in Orten, wo die Linken der SPD stark

waren, bl ieb die Jugend revolutionär. Der Weltkrieg

war jedoch ausgebrochen, bevor sich die Opposition

in der Jugendbewegung sammeln konnte.

Derweil betrieb die bürgerl iche «Jugendpflege» eine

systematische Kriegshetze. Im Blatt des nationalisti-

schen Jungdeutschland-Bundes durfte man 1 91 3

solche Zeilen lesen: «Sti l l und tief im deutschen

Herzen muss die Freude am Krieg und ein Sehnen

nach ihm leben, weil wir der Feinde genug haben

[. . . ] Der Krieg ist schön. Seine hehre Grösse hebt

das Menschenherz hoch über Irdisches, Alltägl iches

hinaus.»1 2 Auch die Zentralstel le schwenkte die ar-

beitende Jugend auf Kriegskurs ein. Ludwig Frank,

einstiger Gründer des süddeutschen Jugendverban-

des, stimmte in die Kriegsbegeisterung ein: «Die

Pfl ichten des Parteigenossen fal len jetzt vol l zusam-

men mit den Pfl ichten des Bürgers. Alle anderen

Rücksichten treten zurück hinter der Pfl icht, das be-

drohte Vaterland zu schützen. In dieser Zeit sind wir

ein einig Volk von Brüdern – draussen auf dem

Schlachtfeld, wie daheim.»1 3 Frank meldet sich frei-

wil l ig zum Kriegsdienst und stirbt als einer der ersten

auf besagtem Schlachtfeld. Er war kein Einzelfal l :

Durch die nationalistische, unpolitische Jugender-

ziehung ziehen zweieinhalb Mil l ionen junge Kriegs-

begeisterte freiwil l ig in das Völkermorden. Und 783

von den 1 '995 Vorsitzenden der sozialdemokrati-

schen Jugendausschüssen im ersten Kriegsjahr.

Ein grosser Teil der sozial istischen Jugend war nicht

einverstanden mit diesem politischen Kurs. Es wur-

de zum Boykott der Zeitschrift der Zentralstel le «Ar-

beiter-Jugend» aufgerufen. Die Zahl der

Abonnent*innen sank in der Folge von 1 00'000 zu

Beginn des Krieges auf 30'000 im Jahre 1 91 8 ab.

Lokal begannen die revolutionär eingestel lten Ju-

gendlichen gegen den Krieg zu kämpfen. Nicht we-

nige mussten dafür zur Strafe an die Front. An ihrer

Stel le traten die jungen Frauen in den Vordergrund

und übernahmen die Funktionen der zum Mil itär

Einberufenen.

Als 1 91 5 zur internationalen Konferenz in Bern ein-

geladen wurde, lehnte die Zentralstel le, besser ge-

sagt Ebert, eine Teilnahme vehement ab; dessen

ungeachtet reisten einige Mitgl ieder der Opposition

zur Konferenz in die Schweiz.

Mit der Zeit wurde die Vereinigung der isol iert wir-

kenden oppositionel len Jugendgruppen dringl ich.

Über Ostern 1 91 6 wurde in Jena il legal eine Konfe-

renz organisiert, mit der sich die deutsche Arbeiter-

jugend ein politisches Programm schuf und den

ersten bestimmenden Schritt auf dem Weg zur re-

volutionären Einheit der Jugend im Kampf gegen

Mil itarismus und Imperial ismus machte.

Die l inke Opposition in der SPD brach schliessl ich

mit dieser und formierte sich in der gemässigteren

Unabhängigen SPD, wo sogar der Begründer des

Revisionismus Eduard Bernstein als Pazifist Platz

fand, und in der radikaleren Spartakusgruppe mit

Liebknecht und Luxemburg an der Spitze.

Es wurde immer deutl icher, dass das Deutsche

Reich den Krieg verl ieren würde. Die Bevölkerung

war kriegsmüde und ausgeblutet. Die Zeit war reif

für eine Revolution. Doch sowohl die revolutionären

Jugendlichen sowie die älteren Genoss*innen hatten

den Bruch mit der reformistischen Sozialdemokratie

zu spät vol lzogen. Gnadenlos wurden sie von bür-

gerl icher und sozialdemokratischer Seite verfolgt,

die Novemberrevolution 1 91 8 in Deutschland blutig

niedergeschlagen.

Trotz al ledem können wir mit der Revolutionärin

Clara Zetkin sagen: «In den furchtbaren Jahren des

Krieges hat die sozial istische Jugendinternationale

die Feuerprobe bestanden, besser bestanden als

viele sozialdemokratische Parteien und moderne

Gewerkschaften, die sich stolz ihrer Mitgl iederzahl,

ihrer gefül lten Kassen, ihrer mustergültigen Einrich-

tungen rühmten. Sie hat dem internationalen Sozia-

l ismus Treue gehalten. [. . . ] Ohne Jugendglauben

und Jugendkraft kein Sieg der Revolution des So-

zial ismus!»1 4

Taki, Zürich
1 2 Abriss, S. 84/85
1 3 Abriss, S. 1 00.
1 4 Zitiert nach Die proletarische Jugendbewegung, S. 28.
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Die immerwährende Bedrohung
Vor hundert Jahren hat ein Weltkrieg stattgefunden. Ein paar Jahre zuvor hat Karl Liebknecht,
die grosse Persönlichkeit in der deutschen radikalen Linken, das Buch «Militarismus und Anti-
militarismus» geschrieben, worin er die Bedeutung des Militarismus und Krieges für die Ge-
sellschaft beschreibt und wie sie als Mittel zur Aufrechterhaltung der kapitalistischen
Herrschaft genutzt werden.

Was kann uns eine Analyse des Mil itarismus für un-

seren Kampf gegen den Kapital ismus bringen? Der

Mil itarismus ist tief in der Gesellschaftsordnung ver-

wurzelt und ist Ausdruck des Selbsterhaltungstriebs

der herrschenden Klassen und Kulturen. Die Ge-

schichte des Mil itarismus deckt die Triebfedern der

menschlichen Entwicklungsgeschichte auf; in der

Geschichte des kapital istischen Mil itarismus werden

die Wurzeln des Kapital ismus aufgedeckt. Gleich-

zeitig ist sie wie al le Geschichte Geschichte von

Klassenkämpfen.

Waffen und Gesellschaft
Die Stütze der gesellschaftl ichen Herrschaft ist phy-

sische Kraft. Nicht im Sinne von besonderer Körper-

stärke einzelner Individuen, bedeutsam ist das

zahlenmässige Mehrheitsverhältnis, welches vom

Klassenbewusstsein dirigiert wird. Dieses wiederum

wird durch die wirtschaftl iche Lage bestimmt. Eine

wirtschaftl iche Überlegenheit, wie die der Bourgeoi-

sie im Kapital ismus, kann eine Verschiebung und

Verwirrung dieses Zahlenverhältnisses bewirken.

Daneben gibt auch die politische Maschinerie der

herrschenden Klasse ein Machtmittel , um das Zah-

lenverhältnis zu ihren Gunsten zu verschieben. Die

politische Maschinerie besteht aus den Einrichtun-

gen Polizei, Justiz, Schule und Kirche. Die ersten

beiden wirken durch Drohung, Abschreckung und

Gewalt, die Schule durch die Verstopfung aller

Durchgänge im Gehirn, die Klassenbewusstsein

schaffen könnten, und die Kirche durch die Anlegung

von Scheuklappen. Aber auch das so geschaffene

Zahlenverhältnis entscheidet nicht al lein über das

Herrschaftsverhältnis. Die physische Kraft wird

durch die Waffe vervielfältigt. Diese Vervielfältigung

hängt natürl ich vom Stand der Waffentechnik ab. Die

wirtschaftl iche Überlegenheit führt aber dazu, dass

sich eine Klasse diese Waffentechnik praktisch di-

rekt aneignen kann und sich die Möglichkeit schafft,

die Mehrheit der Gesellschaftsmitgl ieder zu unterjo-

chen.

Der Klassenkampf muss deshalb ein Kampf sein zur

Förderung des Klassenbewusstseins der unter-

drückten Klasse, einschl iessl ich ihrer revolutionären

Tat- und Opferbereitschaft, und zur Erlangung jener

Machtmittel. Und zwar die Machtmittel , die die Ent-

stehung von Klassenbewusstsein verhinderten, so-

wie jene, die physische Kraft vervielfältigen können.

Die Waffentechnik spielt eine überaus wichtige Rol-

le. An ihr hängt ab, ob die Minderheit in der Lage

bleiben kann, die Mehrheit gegen deren Wil len zu

beherrschen – zumindest für eine Weile. Die Ent-

wicklung der Waffentechnik ist eng mit der Ge-

schichte der Klassenbildung verknüpft. In der

egalitären Gesellschaft, in der jede*r im wesentl i-

chen gleichwertige Waffen herstel len konnte, musste

sich die politische Herrschaftsform in der Herrschaft

al ler, in der wirkl ichen Demokratie (nicht zu ver-

wechseln mit der bürgerl ich-parlamentarischen

Demokratie) äussern. Durch die entstehende Ar-

beitstei lung – und damit auch Klassenbildung – wird

die Waffenherstel lung zu einem besonderen Beruf.

Die entstehende wirtschaftl iche Überlegenheit ge-

wisser Klassen führt dazu, dass diese die Waffen-

herstel lung zu ihrem Monopol machen, womit sie

gleichzeitig den physischen Grund für Demokratie
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Quelle sowie al le ZItate:
Karl Liebknecht: Militarismus und Antimilitarismus. 1 907.



beseitigen. Es genügte nicht, dass alle Mitgl ieder ei-

ner Gesellschaftsform Waffen mit sich führen, um

die demokratische Herrschaft zu erhalten. Nur wenn

die Waffenerzeugung Allgemeingut ist, konnte

gleichmässige Bewaffnung andauern.

Krieg in der Menschheitsgeschichte
Waffen dienten in den Anfängen der Menschheits-

geschichte, im sogenannten Urkommunismus, auch

als Werkzeug: Sie waren Mittel zum Nahrungser-

werb (Jagd, Graben), zur Abwehr von wilden Tieren

und von feindl ichen Stämmen. Da es noch keine Ar-

beitstei lung gab, ausser der sexuellen

in Form von Geschlechtern (genauer:

Gender), und Waffenerzeugung von

allen getätigt werden konnte, war hier

nur die demokratische Herrschaftsform

möglich. Mil itarismus kam in dieser

Gesellschaftsform kaum vor. Durch die

Bildung von Klassen und die Entwick-

lung der Waffentechnik änderte sich

dies.

Als erste Klassengesellschaft entstand

die Sklavenhaltergesellschaft: Die

Klassentrennung in der griechischen

und römischen Gesellschaft beruhte

auf der mil itärische Hierarchie. Es war

die Klassenlage, nach der sich das

Ausmass der Bewaffnung richtete.

Für den Feudalismus wollen wir zwei

mil itärische Ereignisse vergleichen:

Gegen die krichl ich-feudalen Heere

wurde einerseits im deutschen Bau-

ernkrieg gekämpft, der in einer Nie-

derlage endete, und andererseits in

den deutschen Städtekriegen des 1 4.

Jahrhunderts, welche erfolgreich aus-

gingen. Weshalb dieser unterschiedl i-

che Ausgang? Die Städtekriege

konnten erfolgreich verlaufen, weil da-

mals die Waffentechnik noch rück-

ständiger war als im Bauernkrieg von

1 525; der Hauptgrund lag aber in der

grossen wirtschaftl ichen Stärke der

Städte. Städte bildeten eine Interes-

sensphäre auf engstem Raum, wes-

halb in der Art des Städtebaus taktisch

vorgegangen wurde, und zwar in der

Art wie die Feudalherren ihre Burgen

und Festungen bauten. Auch da die

Waffenerzeugung in den Händen der

Städte lag, konnte den Ritterheeren
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Porträt von Karl Liebknecht (1871-1919). Foto: Library of Congress, ca. 1911.

den Garaus gemacht werden. Die Klassengliede-

rung ist in den Städten im Gegensatz zur Bauernge-

sel lschaft örtl ich nah beieinander, damit wird der

Klassenkampf ausserordentl ich erleichtert: durch die

leichtere Förderung des Klassenbewusstseins und

durch die einfachere mil itärische Zusammenführung

von Klassengenoss*innen. Dieser Umstand hat auch

in den bürgerl ichen Revolutionen geholfen.

Militarismus und Kapitalismus
Der Mil itarimus tritt nicht nur im Kapital ismus auf.



Aber hier wurde eine besondere Sorte Mil itarismus

entwickelt: die Armee mit al lgemeiner Wehrpfl icht.

Diese Armee ist, obwohl aus dem Volke, kein Heer

des Volkes, sondern ein Heer gegen das Volk.

Die Armee des Kapital ismus hat wie in jeder ande-

ren Gesellschaftsordnung einen doppelten Zweck:

Sie ist eine Einrichtung der Nation zum Schutz ge-

gen die Gefährdung von aussen. Im Kapital ismus ist

Krieg alltägl ich (wir hatten seit den Anfängen bis in

die heutige Zeit kein einziges Jahr ohne Krieg). Das

kapital istische System zwingt die Staaten zur wirt-

schaftl ichen und politischen Expansion (letzteres

geschieht heute eher verdeckt), dadurch entstehen

immer wieder neue, gefährl iche Reibungsflächen

zwischen den Staaten. Und diese haben sich unter

anderem in zwei Weltkriegen entladen.

Wenn gesagt wurde, dass die Funktion des Mil ita-

rismus gegen den äusseren Feind national sei, so

heisst das nicht, dass diese Funktion im Interesse

der kapital istisch beherrschten Völker ausgeübt

wird. Eine Politik, die einen Mil itarismus gegen aus-

sen notwendig macht, hat keinen Nutzen für das in-

ternationale Proletariat, seine eigenen Interessen

widersprechen dieser sogar aufs Schärfste. Jene

Politik dient direkt den Ausbeutungsinteressen der

herrschenden Klassen des Kapital ismus. Die Kriege,

die die herrschenden Klasse führen, fordern immer

vom Proletariat die höchsten Opfer, in Blut und Gü-

tern. Und das Vaterland, für das es sich dabei opfern

soll , ist nicht sein Vaterland. Das Proletariat hat nur

einen Feind: die Kapital istenklasse, die das Proleta-

riat unterdrückt und ausbeutet. Der Mil itarismus hat

darum nicht nur die Abwehr der internationalen Kon-

kurrenz zur Aufgabe, sie muss auch die herrschen-

de Gesellschaftsordnung zu schützen.

«Hier zeigt er sich als ein reines Werkzeug des

Klassenkampfes, als Werkzeug in den Händen der

herrschenden Klassen, dazu bestimmt, im Verein mit

Polizei und Justiz, Schule und Kirche die Entwick-

lung des Klassenbewusstseins zu hemmen und dar-

über hinaus einer Minderheit, koste es, was es

wolle, selbst gegen den aufgeklär-

ten Wil len der Mehrheit des Volkes

die Herrschaft im Staat und die

Ausbeutungsfreiheit zu sichern.»

Der Mil itarismus bewaffnet das Volk

gegen das Volk und macht die Ar-

beiter*innen zu Unterdrückern und

Feindinnen, zu Mörder*innen der

eigenen Klassengenoss*innen.

Nicht zu vergessen ist, dass sich

der «Mil itarismus gegen innen»

vielfach auch heftig gegen die na-

tionalen Minderheiten richtet, bei-

spielsweise gegen die Schwarzen

in den USA.

Militaristische Pädagogik
Für die Herrschenden ist wichtig,

dass die Armee zu einem handli-

chen und wirksamen Instrument zur

Machterhaltung wird. Sie müssen

sie darum auf einen hohen mil itär-

technischen Stand bringen und

gleichzeitig, da Menschen keine

Maschinen sind, mit dem richtigen

«Geist» fül len. Dieser «Geist» be-

Grafik oben aus: Erich Wiesner: Man nannte mich Ernst. Verlag Neues Leben. Berl in, 1 958.
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deutet einfach die jederzeitige Bereitschaft, auf den

äusseren und auf den inneren Feind nach Komman-

do loszuschlagen. Dafür ist es günstig, eine mög-

l ichst stumpfsinnige Masse wie eine Herde Vieh

herumtreiben zu können. Das Dumme ist aber, dass

die moderne Waffentechnik zu ihrer Bedienung ein

nicht geringes Mass an Intel l igenz voraussetzt. Eine

stumpfsinnige Masse ist deshalb nicht dazu zu ge-

brauchen, auch nur schon für die Arbeit in den Fa-

briken und Betrieben nicht. Der Mil itarismus muss

sich deshalb seine Unterworfenen mit anderen Mit-

teln gefügig machen. Der richtige «Geist» wird für

den Feind gegen aussen mit nationalistischer Über-

heblichkeit (Chauvinismus) und Engherzigkeit her-

gestel lt, für den Feind gegen innen mit Hass gegen

jede Unternehmung, die zum Ziel hat, das gegen-

wärtige Herrschaftsverhältnis aufzuheben. Das Sys-

tem, das für eine solche geistige und psychische

Beeinflussung der Soldat*innen nötig ist, ist äusserst

raffiniert. 1

Als erstes werden die Soldat*innen durch die Kaser-

nierung von der Famil ie und den Klassengenoss*in-

nen abgesondert. Dann wird diese Zeit genutzt, um

ihre Gehirne möglichst gründl ich zu waschen. Ehr-

geiz und Eitelkeit werden gekitzelt: Soldat*innen

werden verherrl icht, es werden glitzernde Abzeichen

in Aussicht gestel lt und pompöse Paraden und

Schauen veranstaltet. Daneben wird ihnen ein kindi-

sches, verkehrtes, für die Zwecke des Mil itarismus

zurechtgestutztes Weltbi ld eingebläut. Soweit das

Zuckerbrot. Die Peitsche des Mil itarismus besteht

aus dem gnadenlosen Diszipl inarwesen und dem

Mil itärstrafrecht mit unmenschlichen Bestrafungen.

«Von hervorragendem Wert für die Heeresdiszipl in

ist das Zusammenwirken von Menschenmassen, in-

nerhalb deren die Selbständigkeit des Individuums

in weitem Umfang aufgehoben wird. Jeder einzelne

ist im Heere, gleich dem Galeerensträfl ing, an alle

andern angekettet, zu freier Aktion nahezu unfähig.

Die hunderttausendfache Kraft al ler übrigen hält ihn

mit überwältigender Macht von jeder selbständigen

Eigenbewegung zurück.»

Aber auch vom zivi len Bereich lässt der Mil itarismus

nicht seine Finger. Mil itärische Diszipl in wird in den

Betrieben und in den Schulen verlangt und durchge-

setzt.

Ein ganz anderes Mittel zur Verbreitung seines

Geistes besitzt der Mil itarismus noch in der Eigen-

schaft als Konsument und als Produzent grosser

staatl icher Wirtschaftsbetriebe. Von der Armee lebt

eine ganze Armee von Fabrikanten, Handwerkern

und Händlern mit ihren Angestel lten, die an der Er-Bombenabwurf über Paris im Zweiten Weltkrieg.
Foto: U.S. National Archives, 31.12.1943.

1 Liebknecht beschreibt natürl ich die Methoden, die damals im Deutschen Reich angewandt wurden. Sie haben tei lweise aber noch immer
Ähnlichkeit mit heutigen.
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zeugung der Ausrüstung und Verbrauchsartikel für

die Soldaten betei l igt sind. Für den Bezug mit der

Gegenwart sei nur ein Wort erwähnt: RUAG.

Antimilitarismus
Die Beseitigung oder mindestens die grösstmögliche

Schwächung des Mil itarismus ist eine Lebensfrage

für den politischen Emanzipationskampf. Es ist eine

Lebensfrage wegen der Überlegenheit der Armee

gegenüber einem Volk ohne Waffen, wegen der

hochentwickelten Technik und Strategie und der

Riesenhaftigkeit der Armeen, und aufgrund des un-

günstigen wirtschaftl ichen Kräfteverhältnis zwischen

Proletariat und Bourgeoisie. In der bürgerl ichen Re-

volution hatten die Kapital ist*innen die wirtschaftl i-

che Macht in den Händen, und zwar schon bevor die

eigentl iche Revolution zum Ausbruch kam. Zugleich

haben sie die von ihnen unterworfene Klasse für

sich vor die Gewehrläufe laufen lassen. Das Prole-

tariat muss dagegen alles, was es sich zum Ziel

nimmt, «mit Hunger und mit den eigenen nackten

Leibern erobern».

Das Endziel des Antimil itarismus ist die Beseitigung

des Mil itarismus, das heisst: Beseitigung des Heeres

in jeder Form, mit der dann notwendig al le sonstigen

Erscheinungen des Mil itarismus fal len. Die Aufgabe

des Antimil itarismus gegen den Mil itarismus gegen

aussen ist es, die vorhandenen Armeen aktionsun-

fähig zu machen oder wenigstens ihre Aktionsfähig-

keit zu lähmen. Das Ziel des Antimil itarismus im

Innern ist nach Liebknecht «die unbedingte und

gründliche Wehrlosmachung der Staatsgewalt». Vor

al lem muss die Verwendung von Mil itär gegenüber

streikenden Arbeiter*innen oder politisch demons-

trierenden Proletarier*innen verhindert werden.

Der Mil itarismus steht dem Proletariat als ein bis an

die Zähne bewaffneter Räuber gegenüber. Er ist ei-

ne stets gegenwärtige Gefahr, auch wenn er nicht

gerade zuschlägt. Deshalb dürfen sich die Arbeiten-

den ihm nicht unbewaffnet gegenüberstel len.

Ben, Zürich

«Die Toten mahnen uns» In Berlin wird jährlich die Luxemburg-Liebknecht-Demonstration bis in den Zentralfriedhof Friedrichsfelde mit dem abgebildeten
Denkmal durchgeführt, um den revolutionären Sozialisten Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg zu gedenken. Die beiden Gründer*innen der
Kommunistischen Partei Deutschlands wurden am 15. Januar 1919 von rechten Freikorpssoldaten ermordet - unter und mit Wissen und Zustimmung der
sozialdemokratischen Regierung (namentlich Noske und Ebert). Foto: Yoyo, 2013.
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Knall den Wichser ab! Haha, hast du gesehen, wie's

den gekillt hat! Nimm das Maschinengewehr, das

macht mehr Spass! Nee, ich bin mit dem hier viel

präziser. Scheisse, mir geht die Munition aus. Wel-

che fehlt dir? Schon gut, hab ein Magazin gefunden.

Solches Zeug oder ähnliches wird beim Zocken von

sogenannten Kil lerspielen gelabert. Beispielsweise

auf YouTube kann man Gamer*innen zuschauen,

wie sie virtuel l Menschen umbringen. Ist noch ganz

witzig, wie sie dabei über Waffentechnik und Kampf-

strategien diskutieren, als müssten sie schon mor-

gen den nächsten Weltkrieg planen. Ihr mil itärisches

Wissen reicht letztl ich wahrscheinl ich nicht an das

der echten Kriegsherren heran. Aber es ist doch wit-

zig, wie sie freiwil l ig in ihrer Freizeit Waffengattun-

gen auswendig lernen und Tötungsmethoden

perfektionieren. Ist doch witzig: Als Spiel verkleidet

wird den Leuten mil itärisches Grundwissen einge-

trichtert. Das nenn' ich mal gelungene Pädagogik!

Warum schneidet sich die Schule nicht eine Scheibe

davon ab und verpackt al les in ein Game, und ich

meine nicht diese langweil igen Lernspiele.

Spass beiseite, in der virtuel len Welt Gelerntes ist eh

nicht direkt auf die wirkl iche Welt übertragbar. Kil ler-

spiele machen noch lange keine echten Kil ler. Klar

wie Blutsuppe. Aber eine Wirkung haben sie schon:

Sie machen das Mil itär und den Krieg zu etwas Nor-

malem, etwas Alltägl ichem. Es wird gezeigt, dass

Elemente des Krieges Fun machen können. Es wird

als selbstverständl ich vermarktet, dass es Dinge gibt

wie Pfl icht, Ehre, Vaterland, und das sie es wert sein

können, dafür zu sterben. Super witzig.

Emma, Witzwil

Mord im Kinderzimmer
Ein paar Worte zum Gamen und wie uns die Unterhaltungsindustrie militarisiert. Oder wie
beim Zeit Totschlagen virtuell totgeschlagen wird.
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Der Mensch ist gut
Leonhard Frank war ein sozialistischer Schriftsteller mit konsequent antimilitaristischer
Einstellung. Seine Novellensammlung «Der Mensch ist gut» entstand mitten im Krieg 1916.
Wir veröffentlichen einen Auszug aus dem ersten Kapitel dieses erschütternden Werks.

Robert war Servierkel lner in einem deutschen Ho-

telrestaurant. Gewöhnlich. Blond. Und wenn er, in

devoter Verbeugung erstarrt, vor dem Gaste stand

und eine Bestel lung entgegennahm, kroch der Ge-

danke durch sein Gehirn: jeder andere Beruf ver-

trägt sich eher mit der Menschenwürde.

Auf ihn wirkte das hingeschobene Trinkgeld wie eine

Ohrfeige, für die man sich bedanken musste. Und

wenn das Trinkgeld von einem Gaste kam, der är-

mer als der Empfangende war, stieg aus Roberts

Quelle:
Leonhard Frank: DerMensch ist gut. Max Rascher Verlag. Zürich, 1 91 9. S. 7-1 3.
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verletzter Menschenwürde sichtbar die Verachtung

empor, steigerte sich manchmal zu Rachsucht und

Frechheit. Es kam vor, dass Robert solch einem

Gaste das Trinkgeld zurückschob. Vornehmen Gäs-

ten Kredit zu gewähren, war ihm eine Erlösung.

Im Jahre 1 894 bekam seine Frau den lange vergeb-

l ich erwarteten Sohn. Und Roberts Liebe stürzte sich

auf dieses Kind. Das bekam alles: ein Kinderzimmer,

steri l isierte Kindermilch, einen federnden Kinderwa-

gen, einen weisslackierten Stal l , Hampelmänner.

Später Dampfmaschinchen, Eisenbahnen, Luftbal-

lons, Trommeln, Säbel, Schiessgewehrchen,

Bleisoldaten. Später ein Spazierstöckchen, einen

Matrosenanzug mit einer Mütze, auf der stand «S.

M. S. Hohenzollern», einen rindsledernen Bücher-

ranzen, eine Rechenmaschine mit roten und weis-

sen Kugeln, einen polierten Griffelkasten.

Der Sohn bekam Geigenstunden, musste Klavier-

spielen lernen. Und durfte das Gymnasium besu-

chen. Er sol lte studieren. Nicht Kellner werden.

Schon mit zehn Jahren besass der Sohn ein Fahr-

rad. Und gehörte mit zwölf Jahren der patriotischen

Jugendvereinigung an.

Roberts Leben erschöpfte sich im Dasein des Soh-

nes. Und der Satz: jeder Arbeiter ist seines Lohnes

wert, war ihm zur Weltanschauung geworden. Ro-

bert flog, die Bestel lungen auszuführen, verbeugte

sich, dankte fürs Trinkgeld, verbeugte sich, dankte,

sparte, scharrte zusammen, rechnete, strebte, wur-

de Zimmerkellner, dann Oberkellner, wies heimli-

chen Liebespärchen sti l le Zimmer an für ein paar

Stunden, drückte Augen zu, sank in einen Abgrund

der Liebe für seinen Sohn, schickte ihn auf die Uni-

versität, bekam graue Haare, war selig im Dienen,

sel ig in seinem Sohne, besass hundert Photogra-

phien von ihm, hatte die Kinderkleidchen aufgeho-

ben, das Spielzeug: die Säbelchen, die

Gewehrchen, die Bleisoldaten. Das Mützchen, auf

dem stand «S. M. S. Hohenzollern».

Der Sohn war zwanzig Jahre alt. Er bekam die Ein-

berufung an einem Dienstag, bekam ein halbes Jahr

später das eiserne Kreuz.

Und im Sommer 1 91 6 bekam Robert die Nachricht,

dass sein Sohn gefal len war. Auf dem Felde der Eh-

re.

Eine Welt war erschlagen.

Der Erschlagene las immer wieder: «Gefal len auf

dem Felde der Ehre». Den Zettel trug er bei sich in

der Brieftasche, zwischen den Banknoten. Er las

ihn, wenn ein Fremder kam und ein Zimmer ver-

langte, wenn er an der Bil lardecke stand und Be-

stel lungen erwartete, wenn er, von der Glocke

gerufen, durch den langen Gang lief, las ihn, bevor

er das Zimmer betrat und nachdem er, die bezahlte

Rechnung und das Trinkgeld in der Hand, das Zim-

mer wieder verlassen hatte. Er las ihn in der Küche,

im Weinkeller, auf dem Klosett. «Gefal len auf dem

Felde der Ehre». Ehre. Das war ein Wort und be-

stand aus vier Buchstaben. Vier Buchstaben, die

zusammen eine Lüge bildeten von solch höll ischer

Macht, dass ein ganzes Volk an diese vier Buchsta-

ben angespannt und von sich selbst in ungeheuer-

l ichstes Leid hineingezogen hatte werden können.

Das Feld der Ehre war nicht sichtbar, nicht vorstel l-

bar, war Robert nicht begreifbar. Das war kein Feld,

kein Acker, war keine Fläche, war nicht Nebel und

nicht Luft. Es war das absolute Nichts. Und daran

sollte er sich halten. Sein ganzes Leben lang. Hinter

ihm lag nichts und vor ihm lag nichts. Robert stand

in der Mitte auf dem Nichts.

Seine Hände servierten, quittierten, empfingen

Trinkgelder. Wofür? Es gab keine Banknoten mehr.

Und sein Sparkassenbuch war für ihn das Feld der

Ehre. Und das Feld der Ehre war nicht begreifbar.

Robert gab die besten Zimmer auf Wunsch um die

Hälfte des festgesetzten Preises ab, gab noch einen

Salon dazu, ein Badezimmer. Wurde zum Servier-

kel lner degradiert. Gab im Restaurant ohne Wider-

streben die teuren Speisen und Weine bil l iger ab,

wenn den Gästen die Rechnung zu hoch erschien.

Wurde daraufhin nur noch zur Mithi lfe herangezo-

gen, wenn im grossen Hotelsaal ein Fest, eine Ver-

sammlung war.

Gab es etwas Gleichgültigeres, als aus der Lebens-

stel lung verdrängt worden zu sein? Das alles war

nur das Feld der Ehre. War ein absolutes Nichts.

Oft fand er sich in seines Sohnes Zimmer, wohin er

während des Krieges die Photographien, Kinder-

kleidchen, Säbelchen, Trommelchen, Gewehrchen,

Bleisoldaten zusammengetragen hatte, und emp-

fand nichts beim Betrachten dieser vergilbten und

verkratzten Überbleibsel, ging, automatisch wie er

eingetreten war, wieder hinaus.

Dieser Zustand, in dem Robert sich nur noch wie ei-

ne Maschine bewegte, dauerte wochenlang, bis ei-

nes Tages der Mensch in ihm die Kraft fand, sich

dem Schmerze zu stel len. Seiner Hand entfiel die

Photographie des Söhnchens – in Infanterieuniform,

mit präsentiertem Gewehrchen –, und Robert saus-

te, von einem Dampfhammerschlag getroffen, hin-

unter in den Abgrund, das Herz blossgelegt dem

Schmerze und der Liebe. Robert schrie. Nur einmal.

Und ganz kurz.

Von etwas Unnennbarem berührt, wich er der Erlö-
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sung, die im Schmerze liegt, aus.

Und als seine Frau ihn trösten wollte mit den Wor-

ten, die sie von dem unter dem gleichen Leide ste-

henden Kolonialwarenhändler, Bäcker, von der

Nachbarin übernommen hatte: jetzt müsse man sich

halt damit abfinden, schrak sie zurück vor Roberts

gefährl ich bl ickenden Augen und schwieg fernerhin.

Auch Robert schwieg, tat die Arbeit, die man ihm

zuwies. Und da man ihn, der wiederholt Gäste fort-

laufen l iess, ohne dass sie bezahlt hatten, nur noch

als Wasserträger im Hotelcafé verwenden wollte,

erklärte er sich auch hierzu bereit.

Robert wusste, dass etwas geschehen werde. Des-

halb ertrug er weiter diese gefährl iche Ruhe. Denn

wie konnte es möglich sein, dass nichts geschah

durch ihn, der nichts mehr verl ieren konnte, da er

al les schon verloren hatte? Der von einer dünnen

Kellnerhaut überzogen war, unter welcher der

Mensch schrie, entsetzl ich lautlos der Schmerz, die

Liebe schrien? Durch den geringsten Anlass konnte

die Haut zerspringen. Dann stieg der Schrei.

Die Kindergewehrchen und Säbelchen hatte er, sich

aus den Augen, hinüber ins Hotel getragen und hin-

ter das Klavier gesteckt. Denn wenn er dieses

Spielzeug nur anblickte, brannte ihn die Schuld.

Aber wenn er einen mit dem Kriegsorden verzierten

Leutnant bediente, zitterten seine Hände nicht.

Und als eines Tages ein patriotischer Jugendverein

– halbwüchsige Jungen unter Gewehr – die Strasse

herauf und am Hotel vorbei das Lied trug: «Kann dir

die Hand nicht geben, dieweil ich eben lad’. . .», frass

sich das Schuldbewusstsein glühend in Robert hin-

ein. Denn auch er hatte seinen Sohn solche Lieder

gelehrt und lehren lassen und voll Vaterstolz ihm

zugehört.

In wilder Spannung stand er unterm Hotelportal und

fühlte, dass sein Sprung auf die vorbeimarschieren-

den, schlecht beratenen Jünglinge ein Sprung in die

Luft sein würde. Denn hinter den Jünglingen und

hinter dem Kampfl iede stand etwas, das nicht zu

greifen war: ein unsichtbarer, unkörperl icher Gegner.

Und eines Tages hatte er den Feind, so scharf er-

kannt, dass seine Augen die eines schuldbewussten

Mörders wurden. Da geschah es, dass Tränen wil-

den Zornes ihm hinter die Augen traten, wenn er ein

Mädchen sah, das ihren Bräutigam, eine Frau, die

ihren Mann, ein Elternpaar, das seinen Sohn verlo-

ren hatte und doch lächeln und wie immer das Glas

Bier bestel len konnte.

Einer Mutter, der ihre Stütze fürs Alter, ihre Hoff-

nung, der Zentralpunkt al l ihrer Liebe – ihr einziger

Sohn zerstampft worden war auf dem Felde der Eh-

re und die zu Robert sagte, «jetzt muss man sich

halt damit abfinden», griff er wild an den Hals.

Er besann sich und legte seine plötzl ich von Liebe

durchbebten Finger der Mutter sanft auf die Schul-

ter. Denn nicht die Frau war schuld, nicht sie war der

Feind und nicht ihre Worte, sondern das, was hinter

den Worten stand. Und das war etwas, das nicht da

war. Es war das Nichtvorhandensein der Liebe.
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Auf!

Umtost vom vaterländischen Geheul
Der Wehrpflicht-Wilden auf ihrem Kriegspfad,
Zitternd, wie einer, den der Arzt
Tauglich zum Tod sprach,
Erbleicht der Mensch, ihn bedrängt
Im unauslöffelbaren Kessel die Blutsuppe.

Sonnenflecken überschatten die Erde.

Kalt gelagert umscharen die Lache,
Unterwelt, deinen See,
Die Türme der Leichen.
Der ohnmächtige Fährmann
Zerhackt das veraltete Ruder,
Zerschrotet das Boot, ihm frohnen Flotten
Torpedierter Ozeandampfer als
Totenschiffe.

Schwinget endlich den fressenden Hammer
Wider Hirnschädel der Grossen!

Albert Ehrenstein (1886-1950)
Deutsch-ungarischer Lyriker




